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Dr. Heinrich Webler
Dlrehtor öto Deutldien Inftltuto für Jugenbhllfe

Pf eie RM. 4,—

Schon nach einem halben Jahr (eit öem Erfchelnen ber trften Aullage mürbe öle rroelte Auflage 
bleleo Buchte nr oenblg, ein Bemale, baß eo fleh rafch ble Wertlchfltiung ber Fachhrellt trroorbtn 
hat. Oer Verfaß einer unlerer trften Jugenbrechtefachoerftflnblgcn, fetzt ber gefchflftofOhrenbe 
Dlrthtor bee bet hen Jugtnbarthloo in Berlin - hat ber Zulammenftellung aller relchorechtllchen 
Beftlmmungen, bte .jgenbrechtllchen Einlchlag haben, eine Ithr Klart Einführung in bao gtlttnbt 
Jugenbrtcht corangefchldit. Am Schluß bieftr Einleitung rolrb fhlzzltrt, rote oorauoflchtllch unter 
bem Einfluß btr natlonalfoziallftlfchtn Weltanfchauung bao neu zu fchaffenbe Jugenbrtcht fleh 
gehalten rolrb. „Monatofchrlft für Krlmlnalpfychologle unb Strafrtchtertform"

Zu beziehen burch alle ßuchhanblungen

CARL HEYMANNS VERLAG • BERLINW8 • MAU E RSTR. 44



®EutId)e Settfdmft 
für 3©ol)lfal)rt0pflege

mit der Sprucliabteilung „Das Fiirsorgereclit”

ka.'se 
ik,.Stadt zentrale, 
* u erstraße 26.

Konto 65; 
träte, Abt.A,

Manuskripte:

Beiträge:

ig gestattet, 
für die c

Verlag: Carl Heymanns Verlag, Berlin W 8, Erscheint: monatlich einmal, Mitte des Moi
Mauerstraße 44, Ruf 127381. Der Jahrgang beginnt im April.

Bestellungen: bei jedem Postamt, jeder Buchhand- Hauptschriftleiter: Kurt Preiser, Berlin NW40, Alsenstr.7.
lung oder direkt beim Verlag. Nachdruck: auch auszugsweise, nur mit schriftlicher

Bezugspreis: vierteljährlich 5.- RM (Ausgabe A);
mit „Deutsche Jugendhilfc* 7.- RM 
(Ausgabe B).

Anzeigenpreise: und Nachlässe lt. Preisliste Nr. 3.
Zahlungen : Carl Heym.snns Verlag, Berlin W 8,

Postscheckkonto Berlin 234; Reichs- 
bank-Ciro-Koi. to; Berliner Stadt­
bank, Ciroka.’se 9, K<
Deutsche Bank,.3 
Berlin W 8, Mai <

auch auszugs'
Genehmigung 
unverlangte, für die die Schriftleitung 
keine Verwendung hat, werden nur 
rurückgesandt, wenn Rückporto bei­
liegt. Die Zeitschrift bringt Erstdrucke, 
sie erwirbt Beiträge für die in § 42,2 
des Gesetzes über das Verlagsrecht ge­
nannte Zeit.
werden honoriert. Mitarbeitererbalten 
Beleghefte. Alle Rechte Vorbehalten.

18. Jahrgang Berlin, April / Mai 1942 Heft 1/2

2lufi’uf öes $ül)i’DL’ö jum öuitten ^riegölplföiucif 
für öae i>eutfdje Kote Rceuj

Deutsches Volk!

Ein Winter schwerster Kämpfe und härtester Belastungen liegt hinter uns. Der deutsche Soldat 
hat in ihm eine Prüfungszeit bestanden, die alle bisher von ihm in diesem Kriege gebrachten Opfer 
weit übertrifft, übermenschliche Anforderungen körperlicher und seelischer Art mußten an ihn 
gestellt werden. Er hat sie in einer Opferbereitschaft erfüllt, der gegenüber die von der Heimat 
ertragenen Lasten und Entbehrungen, so sdnver sie im einzelnen auch gewesen sein mögen und 
noch sind, vollkommen verblassen.

In der Zeit der sdiwersten Belastungsproben dieses Winters haben Millionen deutsche Soldaten 
an ihre Heimat gedacht, um für sie, ihre Frauen und Kinder, für das Dasein und die Zukunft 
unseres Volkes einen barbarischen Feind zu bekämpfen, dessen Sieg das Ende von allem gewesen 
wäre. Die Heimat weiß dies auch. Sie hat begriffen, wie'sehr ihr Schicksal aussdiließlich in den 
Händen der deutschen Soldaten liegt. IFas die Front für unser Volk opfert, kann von der Heimat 
wohl nie vergolten werden. Sie soll aber wenigstens einen kleinen Teil ihrer Dankessdmld ab­
tragen, indem sie nach besten Kräften mithilft, die Wunden zu heilen, die der Krieg unseren 
Soldaten zufügt. Zum diitten Male rufe ich daher das deutsdie Volk zum Kriegshilfswerk für 
das Deutsche Rote Kreuz auf. Die Erfüllung dieser Pflicht der Front gegenüber soll einen be­
scheidenen Ausdruck desDankes der nationalsozialistisdien Volksgemeinsdiaft an unsere Soldaten 
darstellen. Als ihr Führer und Oberster Befehlshaber erwarte idi daher, daß sich jeder Deutsdie 
mehr noch als bisher des Heldentums der Front bewußt wird und versudit, durdi seine Opfer 
unseren tapfersten Männern zu danken.

Führerhauptquartier, den 22. April 1942.
ADOLF HITLER
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4'C
Zur Ayvcml»ii“ des Mutterschutzgesetzes 

’ in der Wohlfahrtspflege,
Von Dr. Lilly Zarncke, Berlin.

Das „Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter“ (Mutterschutzgesetz)1), 
das am diesjährigen Muttertag zusammen mit einer Ausführungsverordnung (AV.) 
erschienen ist, um das veraltete und unzureichende Gesetz über die Beschäftigung 
vor und nach der Niederkunft vom 16. 7. 19272) abzulösen und die zahlreichen in
den letzten Jahren ergangenen Einzelbestimmungen zum Schutze erwerbstätiger 
Mütter zusammenzufassen, verdient im Bereich der Volkswohlfahrtspflege 
stärkste Beachtung. Nicht nur, weil u. a. auch Beobachtungen und An­
regungen aus der Wohlfahrtspflege hier ihre Zusammenfassung und Verwirklichung 
gefunden haben, sondern auch deshalb, weil von jetzt an die wohlfahrtspflegerischen 
Organe, sobald sie für erwerbstätige Mütter oder deren Familien tätig werden, 
ihre Maßnahmen den durch das Mutterschutzgesetz gegebenen Voraussetzungen 
anzupassen haben. Obwohl die eigentliche Durchführung des neuen Gesetzes nicht 
in den Aufgabenbereich der Wohlfahrtspflege, sondern in denjenigen der Arbeits­
verwaltung unter örtlicher Zuständigkeit der Gewerbeaufsichtsämter gehört, ist 
zu erwarten, daß seine Bestimmungen sich auf den wohlfahrtspflegerischen Einsatz 
nachhaltig auswirken werden, und zwar vorwiegend im Sinne einer Entlastung. 
Es ist infolgedessen notwendig, daß im Bereich der Wohlfahrtspflege das Mutter­
schutzgesetz bekannt und in seiner Bedeutung durchdacht wird. Dabei ist ins­
besondere Klarheit zu schaffen über folgende für die soziale Praxis wesentliche 
Fragen:

1. Auf welche erwerbstätigen Frauen ist das neue Gesetz anwendbar?
2. Welche Erleichterungen bringt es für werdende Mütter?
3. In welcher Weise fördert es WiWöchnerinnen und stillende Mütter?
4. Inwiefern berücksichtigt es die übrigen Mütter?
5. Welche Bedeutung haben diese Bestimmu 

pflege ?
I.

i diese Bestimmungen für die Praxis der Wohlfahrts-

Das neue Mutterschutzgesetz gilt ausschließlich für erwerbstätige Frauen. 
Es will die *,,im Erwerbsleben stehende Mutter, die trotz erschwerter Lebens­
bedingungen dem Vaterlande Kinder schenkt“3), während der Schwangerschaft, 
des Wochenbettes und in der Stillzeit4) in gesundheitlicher und wirtschaftlicher Hin­
sicht schützen. Dieser Zweck ist durch die Bezeichnung des Gesetzes als „Gesetz zum 
Schutze der erwerbstätigen Mutter“ klarer herausgestellt, als es in dem nun überholten 
„Gesetz über die Beschäftigung vor und nach der Niederkunft“ vom Jahre 19275) 
der Fall .war. In seinem vollen Umfang gilt6) der neue Mutterschutz für weibliche 
Gefolgschaftsmitglieder, die in Betrieben und Verwaltungen jeder Art0) be­
schäftigt werden, und zwar unabhängig von der Art ihres Dienstverhält­
nisses (ob als Arbeiterin, Angestellte oder Beamtin tätig) und auch unabhängig 
von der Höhe ihres Einkommens. In einzelnen Bestimmungen kann das
Gesetz aber auch ausgedehnt werden „auf Hausgehilfinnen und Hausangestellte, 
auf Heimarbeiterinnen und auf andere Frauen, die in einem Arbeitsverhältnis

*) RGBl. I S. 321 ff.« 2) RGBl. I S. 184. 3) Präambel zum Gesetz. *) In Abschn. IV
Ziff. 18 AV. ist darüber hinaus eine Ausdehnung des § 4 des Mutterschutzgesetzes aiif Mütter 
vorgesehen, welche Kinder unter 14 Jahren betreuen. 8) RGBl. I S. 184. 6) § 1 Satz 1.
Das Mutterschutzgesetz gilt also auch für landwirtschaftliche Betriebe, für die damit 
erstmals die Gewerbenufsiclitsümter neben dem Reichsnährstand zuständig werden. Es betrifft 
jedoch vorerst nur die dort im Dienstverhältnis beschäftigten Frauen, während für die 
Bäuerinnen und mithclfenden Familienangehörigen noch Sondcrbcstimmungen zu erwarten sind.

Der für das vorliegende Heft vorgesehene Aufsatz von Ministerialrat Ruppert über den 
Richtsatz-Erlaß des RMdl. und des RAM.4vom 31. Oktober 1941 kann aus besonderem Anlaß 
erst im nächsten Heft erscheinen.
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stehen, oder in sonstiger Stellung gewöhnlich von Gefolgsch'äftsmitgliedern ver­
richtete Arbeit in erheblichem Umfang ausführen<<7). Der Reichsarbeitsminister,' 
der im Einvernehmen mit den beteiligten Reichs ministem zum Erlaß entsprechender 
Bestimmungen befugt ist, hat in der AV. zum Mutterschutzgesetz vom 17. 5. 1942* * 8) 
bereits für 3 Gruppen der damit gemeinten Frauen besondere Schutzmaßnahmen 
getroffen, nämlich für Inhaberinnen offener Verkaufsstellen9), für Heimarbeite­
rinnen10) und für gewisse Gruppen von Frauen nichtdeutscher. Staats- odet Volks­
angehörigkeit11). Voraussetzung12) für die Anwendbarkeit des Mutterschutz­
gesetzes ist die deutsche ^Staatsangehörigkeit oder die deutsche Volkszugehörigkeit 
der erwerbstätigen Mutter oder ihre Zugehörigkeit zu einem der folgenden Per­
sonenkreise :

,,a) Personen, die vom Reichsführer Ify, Reichskommissar für die Festigung deutschen 
Volkstums, nach der Verordnung über die Deutsche Volksliste und die deutsche Staats­
angehörige eil in den eingegliederten Ostgebieten vom 4. März 1941 (Rcichsgcsetzblatt I 
S. 118) § 6 .Abs. 2 besonders bezeichnet sind; 

b) ausländische Staatsangehörige, die sich durch einen Ausweis der Beratungsstelle für 
Einwanderer des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums, Hauptamt 
Volksdeutsche Mittelstelle, als Volksdeutsche ausweisen.“

Auf Juden ist das Mutterschutzgesetz nicht anwendbar. .

Die erwerbstätige Mutter ist im übrigen verpflichtet, dem Betriebsführer ihre 
Schwangerschaft und den mutmaßlichen Tag der Niederkunft mitzuteilen13), 
sobald ihr Zustand ihr bekannt wird. Auf Verlangen des Betriebsführers hat sie 
das Zeugnis eines Arztes oder einer Hebamme vorzulegen. Die Kosten für das 
Zeugnis trägt der Betriebsführer. Für die Durchführung dieser neuen Mitteilungs­
pflicht — der einzigen Verpflichtung, die als Voraussetzung für die Inanspruch­
nahme der Schutzbestimmungen, insbesondere auch für das Wirksamwerden des 
Kündigungs Verbotes (§6), den erwerbstätigen Frauen auf erlegt ist — ist es er­
forderlich, daß das Mutterschutzgesetz in der weiblichen Bevölkerung ausreichend 
bekannt wird. Die in § 10 niedergelegte Bestimmung, daß in Betrieben und 
Verwaltungen, in denen regelmäßig Frauen beschäftigt werden, ein Abdruck des 
Gesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen ist, wird die erforderliche 
Gesetzeskenntnis sichern.

II.
Für werdende Mütter bringt das Mutterschutzgesetz insofern erhebliche 

Erleichterungen, als es die Art ihres Arbeitseinsatzes ihrem körperlichen Zustand 
anpaßt und zugleich ihren erhöhten Pflegebedürfnissen durch Sicherung ihrer 
Lebens- und Einkommensverhältnisse entspricht. Die Bestimmungen über 
die Art des Arbeitseinsatzes sind in den §§ 2 und 4 des Gesetzes und in den 
Abschnitten II und IV der AV. enthalten. Sie schreiben je nach dem gesundheit­
lichen Zustand der werdenden Mutter ein vollständiges Ausscheiden aus der Arbeit14) 
oder ein Vermeiden bestimmter Beschäftigungen, Arbeitsweisen und Arbeitszeiten 
vor15). Werdende Mütter sind in jedem Fall von jeder Arbeit zu befreien, „wenn 
nach ärztlichem Zeugnis Leben und Gesundheit von Mutter oder Kind gefährdet 
sind“14). 6 Wochen vor der. Niederkunft können sie ohne ärztliches Zeugnis aus- 
scheiden. *

„Werdende Mütter sind in den letzten 6 Wochen vor der Niederkunft auf ihr Verlangen 
von jeder Arbeit zu befreien.“10)

7) § 1 Satz 2.
8) RGBl. I S. 324.
8) AV. Abschnitt VII.
10) AV. Abschnitt VIII.
“) AV. Abschnitt IX.
1S) AV. Abschnitt I.
13) Mutterschutzgesetz § 8.
'*) § 2 Abs. 1.
15) § 2 Abs. 2—4 und § 4.
>•) § 2 Abs^3.
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Unter den Beschäftigungen, die für werdende Mütter verboten sind, sind 
insbesondere -schwere körperliche Arbeiten zu verstehen, z. B. Heben, Tragen 
schwerer Lasten sowie Tätigkeiten, welche schädliche Einwirkungen von gesundheits­
gefährlichen Stoffen oder Strahlen, von Staub,. Gasen oder Dämpfen, von Hitze, 
Kälte oder Nässe oder von Erschütterungen mit sich bringen.17)

In der AV. finden sich hierzu im Abschnitt II die folgenden ergänzenden 
Anordnungen:

„4. Werdende Mütter dürfen nicht mit Arbeiten beschäftigt werden, bei denen regelmäßig 
Lasten von mehr als fünf Kilogramm Gewicht ohne mechanische Hilfsmittel von Hand gehoben 
oder Lasten von mehr als acht Kilogramm Gewicht ohne mechanische Hilfsmittel von Hand 
bewegt oder befördert werden. Sollen größere Lasten mit mechanischen Hilfsmitteln von 
Hand bewegt, gehoben oder befördert werden, so darf die körperliche Beanspruchung der 
werdenden Mutter nicht größer sein als bei Arbeiten nach Satz 1. Diese Vorschriften gelten 
für werdende Mütter in der Landwirtschaft wegen der häufig wechselnden Beanspruchung 
erst nach Ablauf des dritten Monats der Schwangerschaft; jedoch ist das Heben und Tragen 
schwerer Lasten schon vor Ablauf des dritten Monats der Schwangerschaft unzulässig, wenn 
hierdurch Leben und Gesundheit von Mutter und Kind offensichtlich gefährdet würden.

5. Werdende Mütter dürfen mit Arbeiten, bei denen sie ständig stehen müssen, nur be­
schäftigt werden, wenn Sitzgelegenheit zum kurzen Ausruhen während der Arbeit vorhanden 
ist. Die Beschäftigung mit solchen Arbeiten dgrf nach Ablauf des fünften Monats der Schwanger­
schaft täglich vier Stunden nicht überschreiten.

6. Maschinen aller Art mit hoher Fußbeanspruchung, insbesondere Maschinen mit reinem 
Fußantrieb, dürfen von werdenden Müttern nicht betätigt werden. ‘

7. Werdende Mütter dürfen nicht zum Schälen von Holz herangezogen werden.
8. Werdende Mütter dürfen nicht mit Arbeiten beschäftigt werden, bei denen sie der 

Gefahr einer Berufserkrankung im Sinne der Dritten Verordnung über Ausdehnung der Unfall­
versicherung auf Berufskrankheiten vom 16. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 1117)18) aus­
gesetzt sind. In Betracht kommen z. B. Arbeiten mit Blei, Quecksilber und deren Verbindungen, 
mit benzolhaltigen Lösemitteln, mit Halogenkohlenwasserstoffen und mit Schwefelkohlenstoff 
sowie Arbeiten, bei denen die Frauen der Einwirkung von Röntgenstrahlen und radioaktiven 
Stoffen ausgesetzt sind. Verboten ist auch die Beschäftigung in Sprengstoffbetrieben mit 

-Arbeiten, bei denen Nitroverbindungen des Benzols und seiuer Homologen, Glykoldinitrat, 
Nitroglyzerin u. dgl. verwendet werden.

9. Werdende Mütter dürfen über den dritten Monat der Schwangerschaft hinaus nicht 
auf Beförderungsmitteln des öffentlichen Verkehrs und der gewerblichen Betriebe beschäftigt 
werden.“

Als Arbeitsweisen, von denen werdende Mütter sich gegebenenfalls enthalten 
müssen, nennt § 2 des Gesetzes die Beschäftigung im Akkord, mit Prämienarbeit 
oder am laufenden Band. Diese mit starker Anspannung "der Willens- und Körper­
kräfte verbundenen Arbeitsweisen sind „unzulässig, wenn die durchschnittliche 
Arbeitsleistung die Kräfte werdender Mütter übersteigt“. Das Gewerbeaufsichtsamt 
kann bestimmen, ob eine Arbeit unter diese Vorschrift fällt. In bezug auf die 
Zeiten der Arbeit bringt § 4 des Gesetzes ein allgemeines Verbot von Mehr­
arbeit, Nacht-19) und Feiertagsarbeit sowie eine Sonderbestimmung für die höchst­
zulässige Arbeitszeit in der Landwirtschaft20).

Dabei gilt nach Abschnitt IV der AV. als „Mehrarbe *t“ die über die Grenzen 
der Arbeitszeitordnung vom 30. 4. 193821) §§ 3 und 4 und des Gesetzes über die

,7) § 2 Abs. 2.
18) DZW. XII S. 589.
,B) Von 20—6 Uhr.
20) „... in der Landwirtschaft ist außerdem jede Beschäftigung über 9 Stunden hinaus 

verboten.“
21) RGBl. I S. 447. Nach § 3 der Arbeitszeitordnung darf die regelmäßige werktägliche 

Arbeitszeit die Dauer von 8 Stunden nicht überschreiten; nach § 4 kann sic, sofern an einzelnen 
Werktagen die Arbeit regelmäßig verkürzt wird oder sofern sie wegen Betriebsfeiern, Volks­
festen oder in Verbindung mit Feiertagen an Werktagen ausfüllt, innerhalb von 5 Wochen, 
welche die Ausfalltage entschließen, bis zu 10 Stunden täglich betragen.
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Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien vom 29. 6. 193622) §§ 2 und 3 hinaus 
geleistete Arbeit. Für Wirtschaftszweige, welche nicht unter den Geltungsbereich 
<ler Arbeitszeitordnung und des Gesetzes über die Arbeitszeit in Bäckereien und 
Konditoreien fallen*(Landwirtschaft)s sowie für die Arbeit in gewissen Betrieben 
mit besonders gelagerten Arbeitsbedingungen (mehrschichtige Betriebe, Verkehrs­
wesen, Beherbergungswesen, Krankenpflegeanstalten, Musikaufführungen, Theater­
vorstellungen u. dgl.) finden sich Sonderbestimmungen in Abschnitt IV Ziff. 15 
bis 17 AV.:

15. In der Landwirtschaft und in anderen Wirtschaftszweigen, die nicht unter den 
Geltungsbereich der Arbeitszcitordnung und des Gesetzes über die Arbeitszeit in Bäckereien und 
Konditoreien fallen, gilt als Mehrarbeit die über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleistete 
Arbeit.' Das Verbot des Mutterschutzgesetzes § 4, werdende und stdllr-nde Mütter in der Land­
wirtschaft nicht üb>:r neun Stunden am Tage hinaus zu beschäftigen, wird auf die übrigen 
im Satz 1 genannten Wirtschaftszweige ausgedehnt.

16. Nach Anzeige an das Gewerbeaufsichtsamt dürfen werdende und stillende Mütter 
in mehrschichtigen Betrieben, abweichend vom Mutterschutzgesetz § 4, in wöchentlichem 
Wechsel-bis 23 Uhr beschäftigt werden. Der Reichsarbeitsminister kann im Verwaltungswege 
anordnen, daß die Beschäftigung bis dreiundzwanzig Uhr nur mit Genehmigung des Gewerbe­
aufsichtsamts zulässig ist.

17. Im Verkehrswesen, in Gast- und Schankwirtschaften und im übrigen Beherbergungs­
wesen, in Krankenpflcgeanstalten, bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen, anderen 
Schaustellungen, Darbietungen oder Lustbarkeiten dürfen werdende und stillende Mütter, 
abweichend vom Mutterschutzgesetz § 4, an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden, wenn 
ihnen in jeder Woche einmal eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 24 Stunden -im 
Anschluß an eine Nachtruhe gewährt wird.

Ein aus Gründen des Mutterschutzes notwendiges Ausscheiden aus der 
Arbeit oder ein Wechsel der Arbeit läßt nach den ungünstigen Erfahrungen 
mit dem Gesetz über die Beschäftigung vor und nach der Niederkunft sogleich die 
Frage auftauchen, wie die Einkommensbezüge der aus ihrer bisherigen Tätigkeit 
ausscheidenden werdenden Mütter geregelt sein werden. Das neue Mutterschutz­
gesetz hat die damit gegebene Aufgabe, die Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu 
verbinden mit solchen der Einkommenssicherung, erstmalig und großzügig gelöst. 
Werdende Mütter z. B., bei denen ein Arbeitswechsel erforderlich wird, erleiden 
hierdurch nicht etwa eine Einbuße, sondern erhalten weiterhin, sofern sie nicht 
Wochei/^eld beziehen können, ein ihren bisherigen Bezügen entsprechendes Ein­
kommen, das nach dem Durchschnittsverdienst der letzten 13 Wochen zu er­
rechnen ist23). Von 6 Wochen vor der Niederkunft an ist die wirtschaftliche Lage 
werdender Mütter in jedem Falle gesichert. Frauen nämlich, welche in der gesetz­
lichen Krankenversicherung versichert sind, erhalten von diesem Zeitpunkt, also 
nicht erst, wie bisher nach der RVO., von 4 bzw. 6 Wochen vor der Niederkunft an, ein 
für ihren vollen Lebensunterhalt ausreichendes Wochengeld24). Während sich 
bisher das Wochengeld nach dem Krankengeld errechnete und von einem Mindest­
satz von 0,50 RM täglich ausging, entspricht seine Höhe nunmehr dem Durch­
schnittsverdienst der letzten 13 Wochen, wobei ein Mindestsatz von 2 RM 
täglich nicht zu unterschreiten ist. Voraussetzung für die Inanspruchnahme 
von Wochengeld ist allerdings sowohl in den Fällen der werdenden wie der stillenden 
Mütter, daß keine Arbeit gegen Entgelt verrichtet wird. Es ist infolgedessen 
zu erwarten, daß die werdenden Mütter weit häufiger als bisher von 6 Wochen 
vor der Niederkunft an aus der Arbeit ausscheiden werden, um ihres Anspruchs 
auf das erhöhte und verlängerte Wochengeld nicht verlustig zu gehen. Für Frauen, 
welche nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, ist eine 
entsprechende Einkommenssicherung getroffen, insofern ihnen „während der

22) RGBl. I S. 521. § ?• dieses Gesetzes begrenzt die regelmäßige werktägliche Arbeitszeit 
in Bäckereien und Konditcrcicn auf 8 Stunden, wobei die Pausen nicht mit zu rechnen sind. 
§ 3 bestimmt, daß der an einzelnen Werktagen eintretende Ausfall von Arbeitsstunden durch 
Mehrarbeit an den übrigen Werktagen der gleichen oder der folgenden Woche ausgeglichen 
werden kann.

23) § 2 Abs. 2 Satz 4. Die Beteiligten können aber auch eine andere Regelung vereinbaren.
24) .§ 7 Abs. 1.
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Schutzfristen das regelmäßige Arbeitsentgelt weiterzugewähren“25) ist. Infolgedessen 
können werdende Mütter von 6 Wochen vor der Niederkunft an unbesorgt um 
ihre wirtschaftliche Lage aus der Arbeit auss'cheiden, und auch der bisher vielfach, 
für diese Fälle eingeführte „Einkommensausgleich“ erübrigt*sich. Eine weitere 
beachtliche Lebenssicherung während der Schwangerschaft ist durch die Aus­
dehnung des Kündigungsschutzes gegeben. Während nach dem Gesetz 
von 1927 nur in den letzten 6 Wochen vor2”) der Niederkunft Kündigungen seitens 
des Arbeitgebers unwirksam waren, dürfen nach dem neuen Mutterschutzgesetz 
werdende Mütter überhaupt nicht gegen ihren Willen entlassen werden. Sie stehen 
also während der gesamten Dauer der Schwangerschaft unter Kündigungs­
schutz, und zwar darf weder die Tatsache ihrer Schwangerschaft noch ein sonstiger 
Grund zum Anlaß ihrer Kündigung genommen werden. Diese äußerst wichtige 
Bestimmung des § 6 wird sich insbesondere in der Fürsorge für ledige werdende 
Mütter auswirken und dazu beitragen, daß die Zeit der Schwangerschaft in mög­
lichster innerer Ruhe und unbeeinträchtigt durch wirtschaftliche und berufliche 
Sorgen durchlebt wird. Insbesondere für ledige werdende Mütter aus gehobeneren 
Berufen wird sich die neue Regelung günstig auswirken. Störende Wirkungen 
des Kündigungsschutzes werden durch Anwendung von Satz 3 des § 6 zu vermeiden 
sein, d. h. durch Inanspruchnahme des Reichstreuhänders der Arbeit, der Aus­
nahmen zulassen kann, wenn ein wichtiger Grund die Lösung des Beschäfti­
gungsverhältnisses erfordert. Ein solcher wichtiger Grund wird z. B. anzunehmen 
sein, wenn die werdende Mutter sich schwere Verfehlungen (z. B. Diebstähle) hat 
zuschulden kommen lassen oder wenn sie durch zuchtlose Lebensführung die 
Arbeits- und G cmeinschaftsordnung im Betriebe stört. Dagegen wird ein durch 
die Schwangerschaft bedingtes Zurückgehen der Leistungsfähigkeit keinesfalls 
einen berechtigten Anlaß für die Lösung des Arbeitsverhältnisses darstellcn.

III.
Eine Bestimmung des Gesetzes von 1927, welche sich seither in der Praxis 

in gewissem Umfang durchsetzte, war das in § 2 Abs. 2 nicdcrgelegte Verbot der 
Beschäftigung von Wöchnerinnen binnen 6 Wochen nach der Niederkunft. 
Es wurde allerdings in manchem Fall insofern durchbrochen, als zwar die Wöchnerin 
bei der früheren Dienststelle ordnungsgemäß erst nach Ablauf der Schutzfrist 
wieder eintrat, inzwischen aber zur Ergänzung ihres unzureichenden Einkommens 
aus Wochen- und Stillgcld sonstige Arbeit gegen Entgelt übernahm. Das neue 
Mutterschutzgesetz hat Vorsorge getroffen, daß Mißbräuche dieser Art nicht mehr 
Vorkommen können. Die entsprechenden Bestimmungen finden sich in § 3 Satz 1 
und § 7 Abs. 1 des Gesetzes und in Abschnitt III Ziff. 11 der AV. Die Steigerung 
des Wochengeldes auf die Höhe des bisherigen Verdienstes hat für die Wöchnerinnen 
zur Folge, daß eine Notwendigkeit zu vorzeitiger Arbeitsaufnahme irgendeiner 

. Art nicht mehr bestellt. Die gleichzeitig eingetretenc Bindung des Wochengeld- 
bezuges an den Verzicht auf jegliche Erwerbstätigkeit wird etwaigen Neigungen, 
die Schutzfrist zum' „Doppclverdienst“ auszunutzen, entgegenwirken. Die regel­
mäßige Dauer der Schutzfrist für Wöchnerinnen beträgt auch nach dem neuen 
Gesetz 6 Wochen27). Jedoch ist auch über diese Frist hinaus „die Beschäftigung 
unzulässig, solange die Frau nach ärztlichem Zeugnis arbeitsunfähig ist“28). Auch 
für die Wöchnerinnen bringt also das neue Gesetz einen gesteigerten und durch 
Einkommenssicherung und Kündigungsverbot gefestigten Arbeitsschutz.

Zugunsten stillender Mütter enthielt das Gesetz über die Beschäftigung 
vor und nach der Niederkunft in seinem § 3 lediglich eine Bestimmung über Still-

a5) § 7 Abs. .1. Diese Frauen müssen sich jeduch das Wochengeld anrechnen lassen, das 
ihnen als Familienhilfc aus der gesetzlichen Krankenversicherung zukommt (AV. Abschnitt VI 
Ziff. 25).

a") Über den Kündigungsschutz für stillende Mütter u id Mütter junger SiUiglingc siehe 
im Abschnitt III dieses Aufsatzes.

37) § 3 Satz 1 Mutterschutzgesetz. Der Nachweis über den Ablauf dieser Frist soll „z. B. 
durch Geburtsurkunde4* erbracht werden.

“) Abschnitt III Ziff. 11 Satz 2 AV.
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pausen, die auf. Verlangen während 6 Monaten naoh der Niederkunft bis zu zweimal 
. einer halben oder einmal einer Stunde täglich zu gewähren waren, ohne daß der 

Arbeitgeber damit verpflichtet war, ein Entgelt für die zum Stillen benötigte Zeit 
zu zahlen. Es ist verständlich, daß damit eine ausreichende Grundlage für eine 
Förderung der Stilltätigkeit bei erwerbstätigen Müttern nicht gegeben war. Die 
Pausen erwiesen sich bei weiterer Entfernung der Arbeitsstätte von der Wohnung 
und beim Fehlen von Stillkrippen als zu kurz, lind die Sorge vor Verdienstausfällen 
infolge von Arbeitsunterbrechungen zum Zwecke des Stillens wirkte dem Willen 
zur natürlichen Ernährung des Säuglings entgegen. Das neue Mutterschutz­
gesetz hat alle diese Schwierigkeiten berücksichtigt und zur Förderung der 
Stilltätigkeit erwerbstätiger Mütter mannigfache Neuerungen eingeführt. 
Während für die nichtstillenden Mütter die Wochenzeit 6 Wochen nach der Nieder­
kunft endigt, beträgt die Arbeitspause für stillende Mütter 8 Wochen, für stillende 
Mütter nach Frühgeburten 12 Wochen29), und die Einkommenssicherung für diese 
verlängerte Schutzfrist ist durch entsprechende Ausdehnung des Anrechtes aiff 
Wochengeld gegeben. Das Gewerbeaufsichtsamt kann weitere Maßnahmen zum 
Schutze von stillenden Müttern anordnen20). Eine weitere Unterstützung wird 
dem Stillwillen der erwerbstätigen Mütter durch erhöhte und verlängerte Stillgeld­
zahlungen geboten. Während bisher nach der RVO, das Stillgeld für Frauen, die 
der gesetzlichen Krankenversicherung angehören, der Höhe des Krankengeldes 
entsprach, mindestens aber 25 Rpf31) täglich betrug,’ erhalten nunmehr „stillende 
Frauen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, . . . solange 
sie stillen, ein Stillgeld von 0,50 RM täglich bis-zum Ablauf der 26. Woche nach 
der Niederkunft“32). Damit sind Wünsche erfüllt, die in der Praxis der Mütter- 
und Säuglingsfürsorge seit Jahren laut geworden sind. Immer wieder wurde 
beobachtet, daß mit dem Aufhören der Stillgeldzahlung, also nach Ablauf eines 
Vierteljahrs, die Mütter abstillten (allerdings nicht nur die erwerbstätigen!). Es 
ist zu hoffen, daß die Halbjahresfrist für das nunmehr einheitlich auf 50 Rpf fest­
gesetzte Stillgeld zahlreiche erwerbstätige Mütter ermutigen wird, ihrem Säugling 
die natürliche Ernährung auf längere Dauer als bisher zukommen zu lassen. Eine 
wichtige Voraussetzung dafür bringt § 5 des Mutterschutzgesetzes mit seinen neuen 
Bestimmungen über die Stillzeit:

„Stillenden Müttern ist auf ihr Verlangen die zum Stillen erforderliche Zeit freizugeben. 
Die Stillzeit soll bei einer zusammenhängenden Arbeitszeit von mehr als viereinhalb Stunden 
fünfundvierzig Minuten betragen. Bei einer zusammenhängenden Arbeitszeit von acht oder 
mehr Stunden soll auf Verlangen zweimal eine Stillzeit von fünfundvierzig Minuten oder, wenn 
ln der Nähe der Arbeitsstätte keine Stillgclcgcnheit vorhanden ist, einmal eine Stillzeit von 
neunzig Minuten gewährt werden. Die Arbeitszeit gilt als zusammenhängend, soweit sie nicht 
durch eine Ruhepause von mindestens zwei Stunden unterbrochen wird. Ein Lohnausfall 
darf durch die Gewährung der Stillzeit nicht eintreter. Das Gewerbeaufsichtsamt kann nähere 
Bestimmungen über die Stillzeit treffen; es kann die Einrichtung von Stillräumen vorschreiben.“

Die Zahl und Dauer der Stillpausen ist damit also der Dauer der 
täglichen Arbeitszeit angepaßt, so daß insbesondere auch den Bedürfnissen der­
jenigen erwerbstätigen Frauen entsprochen ist, die sich für die Dauer des Krieges 
für weniger als 8 Stunden täglich dem Arbeitseinsatz zur Verfügung gestellt haben. 
Da ein Lohnausfall durch die Inanspruchnahme von Stillpausen nicht eintreten 
darf und da die Stillpausen weder auf die sonst üblichen Ruhepausen angerechnet 
noch auch durch Nach- oder Vorarbeit usw.33) ausgeglichen werden dürfen, ist 
anzunchmen, daß die Mütter mehr als bisher von der ihnen gebotenen Möglichkeit34) 
Gebrauch machen werden. Überall dort allerdings, wo Stillkripppn in den Betrieben 
noch nicht eingerichtet sind oder wo aus sonstigen Gründen weder der Säugling 
in den Betrieb gebracht noch in der Wohnung gestillt werden kann, insbesondere

, nach der RVO. das Stillgeld regelmäßig nur

2#) § 3 Abs. 1 Satz 2 Mutterschutzgesetz.
30) ij 3 Abs. 2 Satz 1 Mutterschutzgesetz.
31) In der Familienwochenhilfe beträgt i 

25 Rpf täglich auf die Dauer von 12 Wochen.
35) § 7 Abs. 2 Mutterschutzgesetz.
3S) Abschnitt V Ziff. 19 AV.
34) Die neue Regelung bringt praktisch also ..bezahlte Stillpausen“.
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also in den Großstädten mit ihren überfüllten Verkehrsmitteln und weiten Ent­
fernungen, werden sich trotzdem gelegentlich erhebliche Schwierigkeiten geltend 
machen. Um auch in derartigen Fällen helfend eingreifen zu können, bringt die 
AV. im Abschnitt V Ziff. 20 eine völlig neuartige Bestimmung:

„Stillende Mütter sollen auf Verlangen an Arbeitsplätzen beschäftigt werden, die sich 
in der Nähe ihrer Wohnung befinden, eine verkehrsgünstige Lage haben oder bei denen ein 
Stillen in ihrer Wohnung .durch längere Unterbrechung der Arbeit möglich ist. Das Gewerbe­
aufsichtsamt und das Arbeitsamt prüfen, ob diese Forderung durch einen Austausch von Arbeits­
kräften mehrerer Betriebe erfüllt werden kann. - Das Arbeitsamt berücksichtigt diese Forderung 
auch beim Arbeitseinsatz von werdenden und stillenden Müttern.“

Die auf diese Weise angebahnte Anpassung des Arbeitsplatzes an die 
Lage der Wohnung der stillenden Mutter beruht auf großstädtischen 
Beobachtungen über die bisherige Verteilung der erwerbstätigen Mütter auf die 
vorhandenen Betriebe und Verwaltungen. Es ist nämlich keineswegs so, daß etwa 
die weiblichen Arbeitskräfte der Konservenfabrik im Stadtteil L. ausschließlich 
oder überwiegend in jenem Stadtteil ansässig wären. Vielmehr kommen die meisten 
mit kürzeren oder weiteren Bahnfahrten aus den verschiedensten Stadtteilen zur 
Arbeit angefahren. Andererseits fahren zahlreiche erwerbstätige Frauen aus eben 
jedem Stadtteil L. in alle nur möglichen anderen Stadtteile .in ihre Arbeitsstätten, 
darunter auch z. B. in Konservenfabriken. Während des Krieges hat diese — in 
gewissem Umfang natürlich stets unvermeidliche .— Erscheinung in erheblichem 
Maße zugenommen. Insbesondere die zusätzlich als Arbeitskräfte gewonnenen 
Frauen wurden zunächst denjenigen Betrieben zugewiesen, deren kriegswichtiger 
Eedarf bevorzugt zu befriedigen war. Ein zu einem bestimmten Zeitpunkt zu 
fördernder Betrieb erhielt also Frauen, die zu jenem Zeitpunkt in den verschiedensten 
Stadtteilen aufzubieten waren, zugewiesen, und seine Belegschaft reist. dem­
entsprechend seitdem von allen Gegenden der Großstadt aus an. Dadurch werden 

.nicht nur dife Verkehrsmittel stärker als bisher belastet, sondern es sind dadurch 
auch für gesundheitlich schonungsbedürftige Arbeitskräfte und vor allem für 
werdende und stillende Mütter Strapazen und Erschwerungen. gegeben, die in 
manchem Fall durch einen Arbeitsplatzaustausch durchaus vermeidbar wären. 
Ein Auswechseln insbesondere der stillenden Mütter an wohnungsnahe Betriebe 
bzw. Verwaltungen dürfte zur Zeit um so leichter möglich sein, als in der Zwischen­
zeit seit Kriegsbeginn immer mehr Frauen sich dem Arbeitseinsatz zur Verfügung 
gestellt haben, so daß mancher Betrieb, für den sich etwa vor 2 Jahren im eigenen 
Stadtteil noch keine weiblichen Arbeitskräfte finden ließen, jetzt im Wege des 
Arbeitsplatzaustausches mit einem weit größeren Anteil nahe wohnender Frauen 
versorgt sein könnte. Es wird also darauf ankommen, zunächst insbesondere 
zugunsten der stillenden Mütter die neue Möglichkeit des Übergangs an 
eine wohnungsnah gelegene Arbeitsstätte bei allen Beteiligten — insbesondere in 
den Betrieben — bekanntzumachen und einen entsprechenden Austausch weiblicher 
Arbeitskräfte an verkehrsgünstig gelegene Arbeitsplätze zu fördern.

* IV.
Auch für Mütter, welche nicht oder nicht mehr stillen und ältere Kinder zu . 

betreuen haben, bringt die gleichzeitige Wahrnehmung der beruflichen und mütter­
lichen Pflichten schwierige Aufgaben mit sich. Das neue Mutterschutzgesetz trägt 
dem Rechnung, indem cs — anders als das Gesetz über die Beschäftigung vor und 
nach der Niederkunft — in einzelnen Bestimmungen auch diesen weiteren Kreis 
erwerbstätiger Mütter berücksichtigt. Die AV. sieht in Ziff. 18 eine Ausdehnung 
der Vorschriften des Mutterschutzgesetzes § 4 über das Verbot von Mehrarbeit, 
Nacht- und Feiertagsarbeit auf Mütter vor, welche Kinder unter 14 Jahren zu 
betreuen haben. Der Reichsarbeitsministcr ist berechtigt, im Verwaltungswege 
entsprechende Anordnungen zu treffen. Er kann ferner bestimmen, daß diese Frauen 
mindestens einmal wöchentlich an einem Vor- oder Nachmittag von der Arbeit 
freizustellen sind. Auch die Bestimmungen über „Kindertagesstätten“ im § 9 
Mutterschutzgesetz werden sich zugunsten der erwerbstätigen Mütter älterer Kinder 
auswirken.

„Um eine ausreichende Betreuung von Kindern erwerbstätiger Mütter sicherzustellcn, 
kann der Reichsarbeitsminister bestimmen, daß Betriebe und Verwaltungen zu den Kosten
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von Kindertagesstätten der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt oder der Gemeinden bei­
tragen. Soweit solche Kindertagesstätten nicht vorhanden sind oder nicht errichtet werden, 
kann der Reichsarbeitsminister auch bestimmen, daß Kindertagesstätten (Krippen, Kinder­
gärten oder Kinderhorte) von den Betrieben oder Verwaltungen selbst errichtet und unterhalten 
werden. Für öffentliche Betriebe und Verwaltungen wird diese Befugnis vom Reichsarbeits­
minister oder der nach § 12 Abs. 4 zuständigen obersten Reichsbehörde im Einvernehmen mit 
den beteiligten Reichsministem ausgeübt.“ ' -

Die auf der Grundlage dieser Bestimmungen vorauszusehende Vermehrung 
gut eingerichteter Kindertagesstätten wird dazu beitragen, daß weit mehr 
Mütter als bisher ihrer Arbeit nachgehen können, während 6ie ihre Kinder in guter 
Hut in einer Kindertagesstätte wissen. In bezug auf die Führung dieser Kinder­
tagesstätten verdient im übrigen die Vereinbarung über die Zusammenarbeit 
zwischen DAF. und NSV. auf dem Gebiet der Betriebsfürsorge vom 17.4.1942 
besondere Beachtung35).

V.
Fürsorgemaßnahmen für werdende Mütter, Wöchnerinnen, Stillende und 

Mütter älterer Kinder haben in der Wohlfahrtspflege von jeher, besonders aber 
seit Begründung des „Hilfswerks Mutter und Kind“, einen breiten Raum ein­
genommen und vollziehen sich in der Gegenwart unter vorzugsweiser Berücksichti­
gung der Erwerbstätigen unter den Müttern. Gerade diese Fälle stellten bisher 
oft schwierige Aufgaben, die mit dem Auszahlen von Unterstützungen allein 
keineswegs zu lösen waren. Das neue Mutterschutzgesetz wird für die Wohlfahrts­
pflege als erstes zur Folge haben, daß erwerbstätige Mütter weit seltener^ als bisher 
der Hilfe bedürfen werden. . Insbesondere jene recht zahlreichen Fälle, in denen 
unzureichende Bezüge aus der gesetzlichen Krankenversicherung für den Lebens­
unterhalt einer aus der Arbeit ausgeschiedenen werdenden Mutter oder Wöchnerin 
aus öffentlichen Mitteln oder mit Unterstützung des Hilfswerks „Mutter und Kind“ 
zu ergänzen waren, werden von nun ah fortfallen, da die erweiterte und erhöhte 
Wochenhilfe aus der gesetzlichen Krankenversicherung nicht nur ein dem bisherigen 
entsprechendes Einkommen, sondern auoh zusätzliche Einnahmen (Stillgeld) für 
die notwendige besondere Pflege sichert. Für eine Zahlung von „Verdicnst- 
ausgleich“ an werdende Mütter von 6 Wochen vor der Niederkunft an ist künftig 
kein Anlaß mehr. Der Ausdruck „Verdienstausgleich4430), der in der Mütter- und 
Säuglingsfürsorge von 1935 bis 1942 ein ständiger Begriff war, wird in den Akten 
der Wohlfahrtsämter und in der Arbeit des Hilfswerks „Mutter und Kind44 nicht 
mehr Vorkommen. Mit Genugtuung mag anläßlich des Erscheinens des Muttcrschutz- 
gesetzes die Wohlfahrtspflege feststellen, daß sie mit der im Jahre 1936 erfolgten 
Einführung von „Verdienstausgleich für erwerbstätige Mütter“ für die nunmehrige 
Angleichung des Wochengeldes an das bisherige Arbeitseinkommen eine gewisse 
Vorarbeit geleistet hat. Der Hinweis des LFV. Baden, der 1936 erstmals die 
Einrichtung des Verdienstausgleiches schuf, ist alsbald allgemein aufgegriffen worden. 
Er führte 1938 in den „Vereinbarungen des Frauenamts der DAF. mit dem Haupt- 
und DAF.-Amt für Volksgesundheit“37) zu der als Richtlinie für Betriebsordnungen 
gegebenen Forderung, daß seitens des Betriebes der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Wochengeld und dem bisherigen Arbeitseinkommen zu zahlen sei. Wo eine 
solche Maßnahme seitens des Betriebes noch nicht erfolgte, ist seitdem in groß­
zügiger Weise bald das Hilfswerk „Mutter und Kind44, bald die öffentliche Fürsorge 
eingetreten, deren Einsatznotwendigkeiten für die Zahlung des Unterschieds­
betrages zwischen Wochengeld und Arbeitseinkommen nunmehr also fortgefallcn

35) Nach Ziff. IV, 2 dieser Vereinbarung ist grundsätzlich zuständig für die Errichtung 
und Führung von Kindertagesstätten die N SV. Im allgemeinen werden die Kindertagesstätten 
innerhalb des Wohnbezirks der berufstätigen Mütter errichtet. Kindertagesstätten dagegen, 
die aus besonderen Gründen im Betriebe selbst oder auf dem Bctriebsgcländc errichtet werden, 

. können als betriebseigene Einrichtung geschaffen und als solche gekennzeichnet werden („NSV.- 
Kindertagesstätte des Betriebes . . .“). Jedoch erfolgt auch in diesen Füllen die Durchführung 
und Betreuung der Kindertagesstätte durch die NSV. und durch deren Fach- und Hilfskräfte. 

3«) Siche ND. 1937 S. 49 und 1938 S. 323.
37) Abdruck siche KD. 1938 S. 324.
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sind. Es wird zwar weiterhin Fälle erwerbstätiger Mütter geben, in denen Be- 
treuungsmäßnahmen durch das Hilfswerk „Mutter und Kind“ am Platze sind. 
Die öffentliche Fürsorge dagegen wird in bezug auf derartige Fälle eine weitgehende 
Entlastung erfahren.

Eine entsprechende Entwicklung ist auch für diejenigen Mütter vorauszusehen, 
welche Anspruch auf Leistungen aus der Familienwochenhilfe haben. Der Reichs- 

. arbeitsminister wird demnächst die Vorschriften der RVÖ. an die Bestimmungen' 
des § 7 des Mutterschutzgesetzes anpassen, so daß auch die Wochen- und Stillgeld­
bezüge aus der Familienwochenhilfe steigen und zusätzliche Unterstützungen 
damit auch bei diesem Kreise von Müttern seltener# notwendig sein werden.

Die bevorstehende Verbesserung der Leistungen der Familien wochenhilfe 
wird im übrigen zur Folge haben, daß auch die öffentliche Fürsorge sich für 
die bei ihr zuständigen Fälle werdender Mütter, Wöchnerinnen und Stillender in 
erhöhtem Ausmaße einsetzen muß. Da nach § 12 RGS. die durch die öffentliche 
Fürsorge zu gewährende Wochenfürsorge den Leistungen aus der Familien­
wochenhilfe der RVO. zu entsprechen hat, ergibt sich im Zusammenhang mit der 
in Vorbereitung befindlichen Änderung der RVO. für die Fürsorgeverbände die 
Notwendigkeit, ihre Leistungen der Entwicklung der Familienwochenhilfe an­
zupassen. Ein gemeinsamer Erlaß des RMdl. und des RAM., der die Fürsorge­
verbände ersucht, das fürsorgerechtliche Wochen- und Stillgeld schon jetzt in dem 
Umfang des § 7 des Mutterschutzgesetzes zu gewähren, steht unmittelbar vor der 
Veröffentlichung. Damit werden für hilfsbedürftige werdende Mütter, Wöchnerinnen 
und Stillende, also für diejenigen Mütter, welche weder auf Wochenhilfe noch auf 
Familienwtochenhilfe Anspruch haben und auch aus eigenen Mitteln die mit einer 
Entbindung verbundenen wirtschaftlichen Lasten nicht tragen können, die Leistungen 
der öffentlichen Fürsorge eine erhebliche Steigerung erfahren. Zwar hat schon 
in den letzten Jahren bei einzelnen Fürsorgeverbänden38) die Wochenfürsorge 
eine Ausgestaltung erfahren, welche die Leistungen aus der Familien wochenhilfe 
übertraf, insbesondere im Hinblick auf die Dauer und Höhe der Stillgeld­
zahlungen. Die jetzt zur Einführung gelangenden Steigerungen gehen jedoch 
über das bisher Übliche noch erheblich hinaus, so daß sich in der Tat der Wochen­
fürsorgeaufwand der öffentlichen Fürsorge erhöhen wird.

Auswirkungen des Mutterschutzgesetzes sind allerdings keineswegs nur in 
kostenrechtlicher Hinsicht zu erwarten. Vielmehr kann es nicht ausbleiben, daß 
auch das im eigentlichen Sinne fürsorgerische Handeln am Einzelfall durch 
die Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes in mannigfacher Weise beeinflußt 
wird, und zwar nicht nur in den Fällen erwerbstätiger Mütter. Das neue Gesetz 
bietet eine Fülle von Anregungen, wie unter den Gegebenheiten der Krieg6zcit 
alles getan werden muß, um die Lebensnotwendigkeiten der Mütter ausreichend 
und der besonderen Lage des Einzelfalles entsprechend zu berücksichtigen. Es 
weist mit seinen zahlreichen Bestimmungen über die Zusammenarbeit der Gewerbe­
aufsichtsämter39) mit sonstigen Fachstellen des Arbeitseinsatzes40) (z. B. Walter 
und Walterinnen der DAF., Kreisbauernführer) darauf hin, daß der Schutz der 
Mutter ein Zusammenwirken aller beteiligten Stellen voraussetzt. Für die Wohl­
fahrtspflege wird es sich empfehlen, Fragen und Beobachtungen über die Durch­
führung des Mutterschutzes den Gesundheitsämtern zuzuleiten, da diese nach 
Abschnitt X Ziff. 41 AV. damit beauftragt sind, den Gewerbeaufsichtsämtern 
„bemerkenswerte Beobachtungen über die Durchführung des Mutterschutzes für 
die erwerbstätigen Frauen“ zuzulcitcn.

38) Z. B. Sozialverwaltung Hamburg, Badische BFV,
39) Nach § 12 Mutterschutzgesetz führen die Gewcrhcaufsichtsiimter die Aufsicht über 

die Ausführung der Vorschriften dieses Gesetzes. Bei landwirtschaftlichen Betrieben handeln 
die Gewerbeaufsichtsämter im Benehmen mit dein ReichsnUhrstand. Die Aufsicht .über die 
Durchführung des Gesetzes bei den Betrieben und Verwaltungen des Reichs, der Reichsbank, 
der Länder, Gemeinden und Gemcindcverbündc führen die Vorgesetzten Dienstbehörden 
(nähere Bestimmungen hierzu siehe § 12 Ai 4). Für die Dienststellen der NSDAP., ihrer 
Gliederungen und angcschlosscnen Verbände übt der Rcichsschatzmeistcr die dem RAM., den 
Reichstreuhündcrn der Arbeit oder den Gewerbcnufsichtsümtem zustehenden Befugnisse aus.

40) § 12 Abs. 2 Muttcrsclmtzgcsetz und Abschn. X Ziff. 37 und 40 AV.
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Kk\r
[/Ij ^ Die neuen Richtsätze
/ für die Durchschnittsbevölherung.

Richtsatz

für Haushalts- für Haushalts-
angehörige über angehörige unter für Alleinste-

für den Haus- 16. Jahre im 
Haushalt des

16 Jahren im 
Haushalt des hende mit oder

haltsvorstand unterstützten unterstützten ohne eigenen
Haushalts- Haushalts- Haushalt
Vorstandes Vorstandes

RM RM RM RM

Städtische Bezirksfür-
—

fürsorgeverbände
Berlin........................... 35,— 26,— 16,— 38,50
.Cottbus ....................... 31,05 21,75 15 — 34,15
Danzig......................... 30,— 21 —

22,45
16- 33,—

Erfurt ......................... 29,90 15 — 32,90
Flensburg .................. 26 — 19,50 15 — 29,—
Hannover .................. 33,— 25,— 16,50 36,—
Konstanz.................... 35,— 25,- 16,— 39,-
Ludwigshafen (Rh.) . 
Mittweida ..................

40,—
27 —

27,—
20,50

16,—
15,-

44,—
30,—

Nürnberg.................... 35,— 25,— 16,— 39,-
Quedlinburg............. 28,— 21,— . 15,- 30,80

Ländliche Bezirks-
fürsorgeverbände
Kreis Calbe

Richtsatzklasse II 28,— 21,— 15,— 30,80
III 25,50 19,— 15,- 28.10
IV 23,— 17,50 15,— 25,30

Kreis Düren
Ortsklasse AundB 35,— 26,- 16,— 38,—

„ C und D 32,- 25,— J 15,— 37,-
Kreis*Friedeberg/Nm.

für die Städte Alt­
karbe undVordamm 22,— 16,50 15,- 24,-
für die übrigen 
Landgemeinden .. 20,- 15,— 15,— 22,—

Kreis Lauban........... 25,— 19 — 15,- 28,-
Kreis Pyritz
A. für die Stadt

Pyritz....................
B. für die Landge-

22,- 16,50 15,- 24,-

meinden des Krei­
ses Pyritz ........... 20,- 15,— 15,- 22,-

Kreis Scgeberg
26,50Richtsatzklassc IV 24,— 18 — 15,—

V 22,- 16,50 .» 15,— 24,—
Kreis Steinburg •

für die Stadt Itze­
hoe ...........................
für Glückstadt,

26,- 19,50 15,- 28,50

Wüster, Kelling- 
liusen, Krempe,
Lügerdorf, Horst.. 
für sonstige Ge-

24,— 18,- 15,— 26,50

meinden.................. 22,— 16,50 15- 24,-
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Bewegung und Volle in der Wohlfahrtsarbeit

Aus der NSV.
10 Jahre NS.-Volkswolilfahrt.

Am 18. April konnte die NS.-Volkswohlfahrt 
auf das erste Jahrzehnt ihres Bestehens 
zurüokblicken, und es lohnt sieh, Rückschau 
zu halten auf eine Arbeit, die im Umfang und 
Inhalt nicht ihresgleichen in der Welt hat. 
Wenn auch nicht alle Aufgaben der Volks­
wohlfahrt allein von der NSV. ausgeführt 
werden, so liegt doch die letzte Verantwortung 
für die Durchführung und reibungslose Zu­
sammenarbeit aller in der Wohlfahrtsarbeit 
stehenden Stellen bei ihr als der politischen 
Wohlfahrtsorganisation des Dritten Reiches, 
die in dem Erlaß des Führers vom 3. Mai 1933 
als „zuständig“ für alle Fragen der Volks­
wohlfahrt und der Fürsorge ernannt wurde.

Welches sind nun die Leistungen, die als 
Beweis der Berechtigung dieses Totalitäts­
anspruches von der NS.-Volkswohlfahrt nach 
dem ersten Jahrzehnt praktischer Arbeit vor­
gewiesen werden können? Als die Gründer 
der NS.-Volkswohlfahrt vor 10 Jahren den 
jungen unbekannten Verein im Amtsgericht 
Tempelhof in Berlin eintragen ließen und ihn 
damit rechtskräftig -machten, waren kaum 
ein Dutzend Mitglieder beisammen — als der 
Führer ein Jahr später, im Mai 1933, der 
NSV. die politische Anerkennung gab, be­
kannten sich noch keine 1000 Parteigenossen 
zur NS.-Volkswohlfahrt. Ein Jahr spater, 
1934, waren es schon über 3 Millionen Mit­
glieder — im Befreiungsjahr der Ostmark und 
des Sudetenlandes wurde die 10-Millionen- 
Grenze überschritten — bei Kriegsanfang 
waren es rund 13 Millionen, heute sind es 
bereits weit über 15 000 000 Mitglieder.

Der Größe der Organisation entsprechen die 
Leistungen. Das gilt besonders für das „Hilfs­
werk Mutter und Kind“. Wenn heute in allen 
deutschen Gauen zusammen über 28,2 tausend 
Hilfsstellen „Mutter und Kind“ mit einer. Be­
sucherzahl von über 6 Mill. im ersten Kriegsjahr 
gezählt werden, so bedeutet das praktisch eine 
Erfassung des überwiegenden Teiles aller 
jungen deutschen Familien. Dabei sind diese 
Zahlen, ist.vor allem die Besucherzahl keines­
wegs endgültig. Im ersten Halbjahr 1941 
.wurden bereits über 4,6 Millionen Besucher 
gezählt, so daß die Endzahl dieses zweiten 
Kriegsjahrcs voraussichtlich noch weit höher 
sein wird.

Aber nicht nur die Mütter und Kinder 
werden von der NSV. betreut; auch den 
werdenden Müttern und Wöchnerinnen gilt die 
ganze Fürsorge der NSV. 1935 wurden 
174 062 werdende Mütter und Wöchnerinnen 
durch die NSV. erfaßt, im Kriegsjahr 1940 
hat sich ihre Zahl mehr als verdoppelt 
(389 616), und im ersten Halbjahr 1941 waren 
es sogar 245 886 Betreute.

Ein Blick auf die Statistik zeigt das sprung­
artige Anschwellen der Gemeindepflege-Sta­
tionen: mit dem Jahresbeginn 1935 60 Sta­
tionen mit 80 NS.-Schwestem — ein Jahr 
später bereits über 1000 Stationen mit 
1147 Schwestern — zu Kriegsbeginn über 
5200 Stationen mit 5419 Schwestern — im 
ersten Kriegsjahr eine weitere Erhöhung der 
Stationen mit gleichzeitiger Steigerung der in 
der Gemeindepflege arbeitenden NS.-Schwe­
stem, auch im ersten Halbjahr 1941 noch die 
Errichtung von über 30 neuen NS.-Gemeinde- 
stationen, somit 5592.

Die Mitgliederzahl der NS.-Schwestem- 
schaft ist ständig gestiegen, heute werden rund 
12 000 NS.-Schwestem gezählt. ■ Zu ihnen 
gesellen sich die "Mitglieder des „Reichsbundes 
der Freien Schwestern und Pflegerinnen“ mit 
einer gleichfalls in dauerndem Wachsen be­
griffenen Schwesternschaft (zur Zeit fast 
30 000 Schwestern und Pflegerinnen). Beide 
Schwesternschaften sind auf Grand neuester 
Bestimmungen zu einer Schwesternschaft (NS.- 
Reichsbund Deutscher Schwestern) vereint 
worden, wovon jedoch die Unterteilung in 
einzelne Aufgabengebiete (Gemeindepflege, 
Krankenpflege, Säuglingspflege) nicht berührt 
wird.

Ein erfreuliches Bild bieten die Zahlen aus 
der Jugenderholungspflege. Seit der Macht­
übernahme bis zum 30. Juni 1941 wurden über 
5,1 Mill. Kinder durch die der NSV..ein­
gegliederte Reichszentrale „Landaufenthalt 
für Stadtkinder e. V.“ erfaßt, davon wurden 
allein über 3,6 Mill. Jungen und Mädel auf 
Küsten der NS.-Volkswohlfahrt verschickt. 
Im Verhältnis zu diesen Zahlen, die sowohl die 
landverschickten wie auch die in- Erholungs­
heime verschickten Kinder umfassen, erscheint 
die Statistik der örtlichen Erholungspflege nur 
gering. Hier wurden seit der Machtübernahme 
rund 240 000 Kinder erfaßt, ausschließlich 
Großstadtj ugend.

Die erste Mütterverschickung der NSV. im 
Sommer 1933 war zahlenmäßig nur gering. 
1934 waren es aber schon über.40 000 Mütter, 
von denen 110 mit ihrem Säugling oder Klein­
kind entsahdt wurden. 1937 und 1938 fand 
diese Aktion ihren Höchststand mit der Ver­
schickung von weit über 77 000 Müttern und 
über 7000 Kindern. Auch im Kriege ist die 
NSV.-Müttercrholungspflege trotz der kriegs­
bedingten Einschränkungen infolge Arbeits­
überlastung der deutschen Mütter nicht zum 
Stillstand gekommen, 1940 wurden über 
55 000 Frauen mit über 5000 Säuglingen und 
Kleinkindern. verschickt — im ersten Halb­
jahr 1941 konnte eine Steigerung (32 960 
Mütter, 3710 Kinder) beobachtet \yerden.

Die NSV. verfügt zur Zeit über mehr als 
11 500 Daucrkindcrlagcsstätten, über 4000
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Hilfskindertagesstätten und 7000 bis 8000 
Emtekrippen und Erntekindergärten, in denen 
ständig fast 32 000 und während der Sommer­
monate außerdem 10 000 Fach- und Hilfs­
kräfte beschäftigt werden. Die 700 000 ver­
fügbaren Plätze der Dauer- und Hilfseinrich­
tungen reichen dabei immer noch nicht, aus, 
und auch die über 200 000 Plätze in den 
Erntekindergärten sind infolge der starken 
arbeitsmäßigen Belastung der Landfrau ständig 
vergriffen.

Wenn hier ein Querschnitt in Zahlen durch 
die NSV.-Arbeit gegeben wurde, so darf er 
nicht den Anspruch auf Vollkommenheit er­
heben. Weite Arbeitsgebiete, etwa der Jugend­
hilfe oder der Gesundheitsführung, wie das 
Tuberkulosehilfswerk, oder der Heil Verschickung, 
sind nicht berührt worden, weil ein ausführ­
licher Zahlenbericht Seite um Seite’ füllen 
müßte. Trotzdem zeigt schon diese knappe 
Zusammenfassung die beispielhaften Leistun­
gen, die den Begriff „10 Jahre NSV.-Arbeit“ 
umfassen, und um dieser Leistungen willen 
verdient die NS.-Volkswohlfahrt die unein­
geschränkte Anerkennung.

Leistungen der NSV. und des WHW.
Über die gewaltigen Leistungen des Tat­

sozialismus, die durch die große Opferfreudig­
keit des deutschen Volkes gerade auch im 
Kriege der NSV. bzw. dem WHW. ermöglicht 
wurden, gab Oberbcfchlslciter Hilgenfeld t er­
neut eine Übersicht. Danach hat sich allein 
das Gesamtaufkommen des WHW., also un­
gerechnet die vielen Millionen einzelner Bei­
träge zur NSV., nunmehr der MilliardengTenze 
genähert, und zwar durch eine ständige Steige­
rung von rund 358 Millionen RM im Winter­
hilfswerk 1933/34 auf 915 240 000 RM im 
Kriegs-WHW. 1940/41. Die normale soziale 
Tat der größten Länder der Welt zeigt nicht 
derartig hohe Summen, wie 6ie das deutsche 
Volk hier in mustergültiger Gemeinschafts­
auffassung aufbringt. Im Kriege, in dem die 
lebenswichtigen Güter rationiert sind, treten 
die Sachspenden zurück. Das Kriegs-WHW. 
hat deshalb die Einrichtung der Gutscheine 
erheblich ausgebaut, mit denen jetzt im Kriege 
auch Mieten, Licht- und Gasrechnungen be­
zahlt werden.

Schon seit Beseitigung der allgemeinen 
Arbeitslosigkeit sind in wachsendem Ausmaß 
beträchtliche Mittel des WHW. von der un­
mittelbaren Betreuung frei geworden für 
andere soziale Zwecke. Die Zuwendungen für 
besondere Sozialzwecke haben bereits die halbe 
Milliarde erheblich überschritten und die 
eigentlichen WHW.-eigencn Leistungen über­
flügelt. Oberbefchlsleiter Hilgenfeldt hob her­
vor, daß die biologische Entwicklung unseres 
Volkes mehr und mehr der Auftraggeber der 
NSV. und des WHW. wird. 1935 gab cs 
16 466 Hilfsstellen „Mutter und Kind“, 1940 
bereits 29 818. Die Zahl der Besucher dieser 
Hilfsstellen stieg in der gleichen Zeit von rund

zwei auf übe.- sechs Millionen. Die Zahl der 
Dauerkindertagesstätted verzehnfachte sich, 
ähnlich war die Entwicklung bei den Hilfs­
kindertagesstätten, den Erntekrippen und 
Erntekindergärten. Die Zahl der verfügbaren 
Plätze in all diesen Kindereinrichtungen ist 
auf fast eine Million Kinder gestiegen. Gerade 
im Kriege ist die Bedeutung dieser Arbeit erst 
recht klargeworden. Mütter, die an der Stelle 
ihrer cinberufenen Männer in den Betrieben 
arbeiten, wissen während des Tages ihre 
Kleinen in guter Obhut. Bis 1940 wurden mehr 
als 450 000 Mütter in Erholung verschickt. 
Die Kinderlandverschickung erstreckte sich 
bis dahin auf mehr als 5,2 Millionen Kinder. 
Bis 1940 wurden ferner mehr als 1,6 Millionen 
werdende Mütter und Wöchnerinnen betreut. 
So hat die biologische Betreuung wachsende 
Bedeutung gewonnen. Auch im Kriege steht 
diese Entwicklung nicht still. Obcrbcfchls- 
leiter Hilgenfeldt hat gerade jetzt wieder 
5000 Baracken gekauft, in denen Kindergärten 
und Kindertagesstätten für weitere rund 
250 000 Kinder entstehen sollen. Diese um­
fangreiche Betreuung von Mutter und Kind, 
wie sie gerade im Kriege nicht nur durch den 
Staat, sondern auch durch die Organisationen 
der Partei, in erster Linie durch NSV. und 
WHW. erfolgt, ist im besten Sinne Dienst an 
der Zukunft des Volkes; kommt doch die 
Sorge für unsere jetzt geborenen Kinder der 
Arbeitskraft unseres Volkes in 15 bis 20 Jahren 
zugute.

Landaufenthalt für Stadtkinder.
Die mit der NS.-Volkswohlfahrt verbundene 

Reichszentrale Landaufenthalt für Stadtkinder 
konnte kürzlich auf eine 25jährige erfolgreiche 
Tätigkeit zurüokblickcn. Ihr Ziel ist die plan­
mäßige Betreuung der erholungsbedürftigen 
deutschen Jugend. Bereits im Jahre 1917 
konnten 574 000 Kinder innerhalb des Reichs­
gebietes in Erholungsplätzen, und zwar fast 
ausschließlich in kostenlosen Familicnpflcge- 
stellen, uulergebracht werden. Die Zeit nach 
dem Weltkrieg brachte jedoch starke Rück­
schläge. Nur noch einmal, im Jahre 1923 
während des Ruhreinbruchs, konnte die Zahl 
der entsandten Kinder auf annähernd 500 000 
gesteigert werden.

Über den grundsätzlichen Wandel seit der 
Machtergreifung durch den Nationalsozialis­
mus berichtet im „NS.-Volksdicnst“ Heft 2 
Jahrgang 9 die Rcfcrcntin für Jugenderho­
lungspflege im Hauptamt für Volkswohlfahrt, 
Pgn. Ilse Ilaack. Seit 1935 werden die Auf­
gaben der Reichszentrale in Personalunion mit 
der NS.-Volkswohlfahrt durchgeführt. Die 
NS.-Volkswohlfahrt hat den Hauptanteil an 
der heutigen deutschen Jugenderholung im 
fürsorgerischen Sinne. Ihre Leistungen haben 
bereits 1936 beinahe die Grenze einer halben 
Million erreicht und sind im Jahre 1941 auf 
annähernd dreiviertel Millionen angestiegen. 
Von den seit der Machtergreifung in erholungs-
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fürsorgerischen Maßnahmen betreuten über 
6,2 Millionen Kindern wurden fast 4,6 Millionen 
oder mehr als 73 Prozent durch sie allein 
betreut. Insgesamt sind seit 1917 bis Ende 
1941 rund zwölf Millionen Kinder verschickt 
worden. Der Bericht enthält auch Angaben 
über den weiteren Ausbau der Jugenderho­
lungspflege, die sowohl die Familienpflege wie 
die Heimunterbringung umfaßt. Die Zahl der 
Familienplätze soll auf das Höchstmaß ge­
bracht werden. Der Verteilungsplan für 1942 
sieht die Werbung von rund 200 000 Familien­
plätzen vor. Eine Steigerung auf 300 000 wird 
angestrebt. In besonderem Maße ist in den 
letzten Jahren die spezialisierte Erholungs­
fürsorge entwickelt worden.

Millionenbauten für Mutter und Kind in 
Ostpreußen.

Das im Auftrag von Gauleiter Koch von der 
Gauamtslcitung Ostpreußen (Königsberg i.Pr.) 
entworfene Idealprogramm für Bauten des 
Hilfswerkes „Mutter und Kind“ sieht eine 
Bausumme von 200 Millionen RM vor. Die 
erste Baurate von 15 Millionen RM ist vom 
Hauptamt für Volkswohlfahrt bereits be­
willigt. Auch das Baugelände für die Bauten 
des ersten Bauabschnitts ist ausgesucht, wäh­
rend die Bauten selbst im Entwurf zum größten 
Teil fertig sind. Nach Kriegsende wird dieses 
Riesenbauprogramm als das vordringlichste in 
Ostpreußen neben dem Wohnungsbau durch­
geführt werden, für dessen Verwirklichung 
eine Zeit von 5 bis 7 Jahren vorgesehen ist.

Kuren für kinderreiche Mütter.
Mit Beteiligung der NS.-Volkswohlfahrt, 

Gauamtsleitung W ürttemberg-Hohenzollcm, 
Stuttgart, Abt. Müttererholung, führt die Lan­
desversicherungsanstalt im Jahre 1942 wieder 
Kuren für erholungsbedürftige kinderreiche 
Mütter durch, die entweder selbst oder deren 
Ehemänner involidcnvcrsichert sind.

Durch die Kuren, deren Dauer 3 Wochen 
beträgt, soll die Gesundheit und Leistungs­
fähigkeit der durch die Last ihrer großen 
Familien geschwächten Mütter wieder her- 
gestellt werden. Die Bewilligung der Kuren 
ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:

Es muß sich um eine erholungsbedürftige.

gesundheitlich gefährdete, kinderreiche Mut­
ter handeln.

Das Versicherungsverhältnis der Antrag­
stellerin oder ihres Ehemannes muß in 
Ordnung, d. h. die versicherungstechnischen 
Voraussetzungen müssen erfüllt sein.

Die Antragstellerin darf das 55. Lebens­
jahr nicht überschritten haben.

Sie muß zu den kinderreichen Müttern 
zählen (vier und mehr lebende Kinder unter 
achtzehn Jahren). Ausnahmen werden in 
besonders dringenden Fällen von Kur­
bedürftigkeit zugelassen.

Die Familie der Abtragstellerin muß zu 
den sozial wertvollen und erbgesunden 
Familien zählen.

An ansteckenden oder ekelerregenden 
Krankheiten leidende Frauen kommen für 
diese Müttererholungskuren nicht in Be­
tracht. Um tuberkulöse Erkrankungen der 
Atmungsorgane auszuschließen, ist die An­
tragstellerin durch das zuständige Gesund­
heitsamt, Abt. Tuberkulosefürsorgcstelle, 
einer Röntgendurchleuchtung zu unterzie­
hen. Eine Bestätigung hierüber und über 
den erhobenen Befund ist mit dem Antrag 
einzusenden.

Um den Kurerfolg zu sichern, sind mangel­
hafte Gebisse vor der Kur in Ordnung zu 
bringen.
Die Kuren werden, soweit Platz vorhanden, 

in den Erholungsheimen der Landcsvcrsiche- 
rungsanstalt durchgeführt. Das Heim ■wird 
von der Landesversicherungsanstalt bestimmt, 
die Benachrichtigung der Mütter über den 
Einweisungstag und die Einberufung in das 
Heim erfolgt durch die NS.-Volkswohlfahrt, 
Abt. Müttererholung.

Mütterschulungskurse.
Zwischen der NSV.-Jugendhilfe und dem 

Deutschen Frauenwerk wurde eine Verein­
barung getroffen, nach der jeder Frau, die 
gewillt ist, ein Kind in Pflege zu nehmen, die 
Möglichkeit gegeben wird, an einem Mütter­
schulungskursus teilzunehmcn. Der Müttcr- 
schulungskursus umfaßt Säuglingspflege, Er­
ziehungspflege, neuzeitliches Kochen, Haus­
haltführung und häusliche Krankenpflege.

Wohlfahrtsarbeit der deutschen Gemeinden

Die Arbeit der Gemeinden im Kriege.
An seinem 65. Geburtstag empfing Reichs­

innenminister Dr. Frick eine Abordnung von 
Vertretern der deutschen Gemeinden und Ge­
meindeverbände sowie des Deutschen Ge­
meindetages. Der stellv. Vorsitzende des 
Deutschen Gemeindetages, Oberbürgermeister 
Professor Dr. Dr. Weidemann, Halle (Saale),

brachte die Glückwünsche aller in einer An­
sprache zum Ausdruck, aus der nachstehende 
Ausführungen wiedergegeben werden:

„Dieser unablässige Kampf um die Lebens­
bedingungen der deutschen Selbstverwaltung, 
die im besten Sinne zugleich die Lebensbedin­
gungen des deutschen Volkes selbst sind, ist 
vielfach schwer und hat nicht immer schmerz­

te
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liehe Erfahrungen ausgeschlossen, wenn sich 
Widerstände oder gemeindefeme Bestrebungen 
als allzu heftig erwiesen. Davor werden weder 
die Kommunalpraktiker noch Sie selbst und 
Ihre Mitarbeiter die Augen verschließen. Ich 
glaube aber, es rückschauend bei dieser Ge­
legenheit sagen zu können, daß es gegenüber 
den unbestreitbaren großen Erfolgen der Ge- 
meindcpolitik nicht tragisch ins Gewicht fällt. 
Man muß auch hier die Dinge mit großen und 
von den Sorgen des Alltages abgesetzten Maß­
stäben betrachten. Vor allem ist es aber nur 
die dunkle Kehrseite der glanzvollen Allzustän­
digkeit der deutschen Selbstverwaltung, die 
es .notwendig mit sich bringt, daß an vielen 
Stellen Überschneidungen, Berührungen und 
Gegensätze zu gemeindefremden Belangen auf- 
treten.

Bedauert wird dagegen häufig, daß die Arbeit 
der Gemeinden und Gemeindeverbände oft 
nicht die Anerkennung in der Öffentlichkeit 
findet, die sie angesichts ihrer ungeheuren und 
erfolgreichen Arbeitsleistung verdienen, zumal 
sie jetzt das Rückgrat der inneren Front bilden. 
Auch das ist aber nicht allzu schwer zu nehmen, 
denn immer schon haben die deutschen Ge­
meinden Wert darauf gelegt, mehr zu sein als 
zu scheinen. Dazu möchte ich noch einen Ver­
gleich gebrauchen, den ich, wie es heute nahe 
liegt, aus dem kriegerischen Geschehen der 
Zeit entnehme. Die Lage der deutschen Ge­
meinden innerhalb des öffentlichen Lebens 
gleicht in vielem der Stellung der Infanterie 
im deutschen Heere. Ihre Sprache ist nicht 
so laut und vernehmlich wie die der schweren 
Geschütze in Heer und Verwaltung; ihr Auf­
treten ist nicht so glanzvoll «de das mancher 
anderer Erscheinungen, die mehr im Blick­
punkt der Öffentlichkeit stehen; ihre Stoßkraft 
ist nicht so groß wie die von Einheiten, die sich 
mit Motorkraft auf Probleme der Kriegführung 
oder der Verwaltung stürzen können; ihre be­
währten einfachen Waffen erregen nicht soviel 
Tagesinteresse als wie Spezialorganisationen, 
die den Nimbus des Allermoderusten und 
Außerordentlichen besitzen.

Und doch ist die deutsche Infanterie die 
Königin des Schlachtfeldes, und ähnlich ver­
hält es sich mit den deutschen Gemeinden, 
denn von ihrem Einsatz hängt cs entscheidend 
ab, ob die Schlachten gewonnen werden, die 
die deutsche Verwaltung in ihrer Gesamtheit 
täglich schlagen muß, um die Lebensbödin- 
gungen des deutschen Volkes immer neu zu 
sichern. Still und zäh und schlicht und zuver­
lässig marschieren sie unermüdlich wie die 
deutsche Infanterie auf den steinigen Wegen 
des .Alltages, immer einsatzbereit und nie des 
Kämpfcns und des Sehanzens müde. Beide 
haben glänzendere Sondcrgrganisationen kom­
men und gehen sehen. Sie aber sind immer 
gewesen und werden immer sein, die Infanterie 
des deutschen Volkshccrcs und die Gemeinden 
des deutschen Volksstaates, die alten Mar­
schierer, die Infanterie der deutschen Ver­
waltung.“

Monatlicher Richtsatz 
für ff'S.

Satzung
über die Richtsätze in der öffentlichen Fürsorge

des Bezirksfürsorgeverbandes der Reichs­
messestadt Leipzig.

I.
In der öffentlichen Fürsorge der Reichs­

messestadt Leipzig gelten die nachstehenden 
Richtsätze. Sie umfassen den laufenden not­
wendigen Lebensbedarf an Nahrung, Beleuch­
tung, Kochfeuerung, Instandhaltung der Klei­
dung, der Wäsche und des Schuhwerks, Reini­
gung und kleinere Bedürfnisse. Der Bedarf 
für die Unterkunft wird in jedem einzelnen 
Falle besonders bestimmt.

E £ 3*2.

fi mo c -• n. o_ 3n i» J® -5 ~ ra
f1? gji:
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RM RM RM
a) den Haushaltsvor­

stand ......................  28,50 33,— 36,—
b) Haushaltsangehörige 

über 16 Jahre im 
Haushalt des unter­
stützten Haushal-
tungsvorstandes ... 21,50 25,— 27,—

c) Haushaltsangehörige 
unter 16 Jahren im 
Haushalt des unter­
stützten Haushal­
tungsvorstandes ... 14,— 16,50 18,—

d) Alleinstehende mit 
eigenem oder ohne
eigenen Haushalt .. 31,50 36,50 39,50

Wenn im einzelnen Falle nach den bisherigen 
Bestimmungen höhere Unterstützungen ge­
währt worden sind, als sich nach den vor­
stehenden Richtsätzen errechnen, können sie 
bis zum Ablauf dieses Unterstützungsfalles 
weitergczahlt werden.

II.
In der Wochenfürsorge werden in der Regel 

gewährt:
1. bei Entbindungen oder Schwangerschafts- 

beschwerden
a) Hebammenhilfe, Arznei und kleinere 

Heilmittel gern. §§ 195a Abs. 1 Nr. 1, 
376a der Rcichsvcrsichcrungsordnung,

b) ärztliche Behandlung nach der Mindest­
taxe der Sächsischen Gebührenordnung 
für Ärzte vom 15. 9. 1924.

2. Wochengeld und Stillgeld in Höhe des 
Betrages, der nach § 205a Abs. 3 der 
Rcichsvcrsichcrungsordnung jeweils den 
Familienangehörigen eines Versicherten 
zustcht.

3. Wochengeld für weitere 2 Wochen vor der 
^Entbindung, wenn die Schwangere einen
eigenen Haushalt hat, wegen der Schwan­
gerschaft ihre Arbeit hat aufgeben müssen
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und keine Beschäftigung gegen Entgelt 
ausübt.

Die Wochenfürsorge tritt ein, wenn das Ein­
kommen der Familie oder der alleinstehenden 
Frau das Doppelte de9 für ein Ehepaar oder 
eine alleinstehende Frau dieser Gruppe in 
Frage kommenden Richtsatzes nicht über­
schreitet. Dabei wird für jedes erwerbslose 
Kind unter 16 Jahren der Betrag hinzu­
gerechnet, der dem für Kinder dieser Gruppe 
geltenden Richtsatz entspricht.

iki.
In Fällen selbstverschuldeter Hilfsbedürf­

tigkeit, bei unwirtschaftlichen, arbeitsscheuen 
oder asozialen Hilfsbedürftigen und in ähn­
lichen Füllen sowie bei ungerechtfertigtem Zu­
zug können Unterstützungen festgesetzt wer­
den, die 25 v.H. unter den Sätzen der allge­
meinen Fürsorge liegen. In solchen Fällen 
kann die Hilfe auf Sachleistungen oder An­
staltspflege beschränkt werden.

Bei nichtförderungswürdigen Familien soll 
im einzelnen Falle die zu gewährende Gesamt­
unterstützung den Richtsatzbetrag für ein 
Ehepaar mit 4 Kindern nicht übersteigen.

IV.
Ob und in welchem Umfang Einkommen des 

Hilfsbedürftigen, wie Arbeitsverdienst, Renten 
und ähnliche Bezüge, Erträgnisse von Ver­
mögen u. dgl., sowie Einkünfte der in seinem 
Haushalt lebenden Angehörigen auf die Unter­
stützung anzurechnen sind, wird im Rahmen 
der reichsrechtlichen Vorschriften durch die 
Anrechnungsrichtlinien des Bezirksfürsorge­
verbandes der Reichsmessestadt Leipzig be­
stimmt.

V.
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 

1. 12. 1941 an in Kraft.
Die Satzung über die' Unterstützung in der 

öffentlichen Fürsorge in der Stadl Leipzig 
vom 8. 6. 1936 wird aufgehoben.

Leipzig, am 17. Dezember 1941.
Der Oberbürgermeister der Reichsmessestadt 

Leipzig 
Freyberg.

dienst haben. In dem anderen Fall werden 
nur die „hilfsbedürftigen“ Angehörigen auf­
genommen. Im zweiten Fall muß also zunächst 
bei allen verdienenden Angehörigen eine be­
sondere rechnerische Ermittlung vorhergehen, 
um die Frage nach der Hilfsbedürftigkeit zu 
entscheiden. Ein höchst umständliches und 
bei näherer Überlegung auch sicherlich un­
zweckmäßiges Verfahren.

Man muß sich einmal vollkommen darüber 
klar sein, daß man die Frage nach der Hilfs­
bedürftigkeit überhaupt erst beantworten 
kann, wenn man einerseits den richtsatz- 
mäßigen Bedarf und andererseits die anzu- 
rcchnenden Deckungsmittel festgestellt hat. 
Mit anderen Worten: Der Richtsatz und die 
Anrechnungsvorschriften dienen nicht nur zur 
Errechnung und Bemessung der Unterstüt­
zung, sondern im gleichen Zuge auch zur Fest­
stellung, ob überhaupt Hilfsbedürftigkeit vor­
liegt. Das wird meistens nicht richtig erkannt, 
ist aber von entscheidender Bedeutung! Nur 
aus der Verkennung dieser Tatsache ist es zu 
erklären, daß man vom „Richtsatz des unter­
stützten Haushaltsangehörigen“, von Anrech­
nungsvorschriften für „mitunterstützte“ An­
gehörige usw. sprechen kann. Ob die Betref­
fenden „unterstützt“ werden sollen, ob sie also 
hilfsbedürftig sind, muß doch erst ermittelt 
werden, und dazu braucht man genau die 
gleichen Rechnungsfaktoren (Bedarf und anzu­
rechnende Deckungsmittel) wie für die Errech­
nung der Unterstützung. Es wäre daher wie 
folgt vorzugehen:

1. Zunächst einmal ist für die gesamte 
Haushaltsgemeinschaft in einer Rechnung der 
richtsatzmäßige N otbedarf festzustellen. Jedes 
Mitglied gehört mit hinein. Ob es „hilfsbedürf­
tig“ ist, ob es „mitunterstützt“ werden soll 
oder nicht, i6t zunächst völlig belanglos. 
Dieser Notbedarf ist eine soziale Größe, ein 
sozialer Maßstab, der vollkommen unabhängig 
von allen Fragen der „Bedürftigkeit“ und der 
evtl. Notwendigkeit, Unterstützung gewähren 
zu müssen, als Mindestlebensstandard mit 
gleicher Gültigkeit für den Reichsten und 
Ärmsten festgestellt wird.

. Arbeitseinkommen und Hilfsbedürftigkeit.
Den Mitteilungen der Reichsgaudienststellc 

Danzig-Westpreußen des Deutschen Gemeinde­
tages vom März 1942 sind folgende Ausfüh­
rungen von Stadtrat Jerosch, Königsberg, 
entnommen, die zur Klärung des strittigen 
Problems der Behandlung verdienender Fa­
milienangehöriger im Haushalt eines Hilfs­
bedürftigen beitragen können.

„Bei der Anrechnung des Arbeitseinkommens 
von Angehörigen auf den Richtsatz der Hilfs­
bedürftigen kann man zwei Hauptsysteme un­
terscheiden. In dem einen Fall werden alle 
Angehörigen eines Haushalts in den Familien­
richtsatz aufgenommen, auch wenn sie Ver­

2. Dem Bedarfssatz sind die Deckungsmittel 
gegenüberzustellcn. Auch diese Deckungs- 
xnittcl sind zunächst ein Rechnungsfaktor, der 
absoluten Charakter hat und ‘als solcher noch
nicht das geringste über eine Unterstützungs­
notwendigkeit aussagt.

Erst jetzt, wenn diese Deckungsmittel dem 
Notbedarf gcgenübergestellt werden, tritt die 
entscheidende Frage auf, ob diese Mittel aus- 
reichen, um den Notbedarf zu decken. Erst 
jetzt ergibt sich das fürsorgerischc Problem, 
in welcher Weise sjph öffentliche Fürsorgemit­
tel neben privaten Deckungsmitteln an der 
Deckung des Notbedarfs der Familiengemein­
schaft beteiligen sollen. Die Entscheidung 
kann z. B. lauten: immer erst alle privaten 
Mittel und die öffentlichen nur, soweit diese 
nicht ausreichen. Nach dem heutigen Stand
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des Fürsorgewesens lautet die Entscheidung 
jedoch in wesentlich milderer Form:

j^ur Deckung des Notbedarfs (Richtsatz) 
sind nur bestimmte Teile der privaten Mittel 
anzusetzen, soweit diese Teile nicht ausreichen, 
sind sodann zunächst bis zur vollen Deckung 
des Notbedarfs öffentliche Fürsorgemittel an­
zusetzen — (hier erst erweist sich dann die 
Hilfsbedürftigkeit des Falles!) —, während die 
noch restlichen privaten Deckungsmittel für 
einen über den Notbedarf hinausgehenden 
Lebensstandard dem Betreffenden zur Ver­
fügung bleiben. Erst an dieser Stelle, wo es 
gilt, die anzurechnenden und nicht anzurech­
nenden Teile der Deckungsmittel zu bestim­
men, haben fürsorgerische Erwägungen ihren 
Platz. Hier ist die Nahtstelle aller Überle­
gungen, die über die „Bedürftigkeit“ anzu­
stellen sind.

Der Richtsatz als Uedarfssatz ist eine rein 
wirtschaftliche Größe, die allenfalls noch durch 
finanzwirtschaftliche Erwägungen beeinfiußt 
werden kann. Die Aufteilung aber der Dek- 
kungsmittcl in anzurcchnende und nicht anzu­
rechnende Teile ist eine fürsorgerische und 
soziale Entscheidung, die gleichzeitig in sich 
die Entscheidung über die Frage der Hilfs­
bedürftigkeit enthält bzw. diese Entscheidung 
zur Folge hat!

Aus dieser Überlegung ergibt sich ohne wei­
teres, daß die entsprechende Teilung der 
Deckungsmittel, gleichgültig, ob es sich um 
den Haushaltungsvorstand oder um Angehö­
rige handelt, zu einer fürsorgerischen Ab­
wägung führt zwischen den für den Notbedarf 
des Betreffenden evtl, aufzuwendenden öffent­
lichen Mitteln und den ihm für einen höheren 
Lebensstandard zuzubilligenden eigenen Mit­
teln. Dieses Abwägen muß rechnerisch in einem 
Anrechnungsschema niedergelegt werdeif, ohne 
damit aber individuelle Erwägungen völlig 

Bei Angehörigen kann sich 
so gestalten, daß die zur An­

rechnung gezogenen eigenen Mittel den eigenen 
Notbedarf, wie er in dem Richtsatzanteil des 
Angehörigen rechnerisch festgelegt ist, voll 
decken und darüber hinaus auch noch Teile 
des Notbedarfs der anderen Mitglieder. In 
diesen zuletztgenannten Teilen kommt dann 
der Beitrag des Angehörigen zum Unterhalt 
der Familiengemcinschaft zum Ausdruck.

Zusammenfassend ergibt sich für die Frage, 
welche Art der Anrechnung von Arbeitsein­
kommen am besten und zweckmäßigsten ist, 
folgendes:

Die Feststellung des Notbedarfs einer Fa­
milie und damit der Bedarfsanteile der ein­
zelnen Mitglieder (gegliedert in die drei 
Gruppen: Haushaltungsvorstand, Angehörige 
über 16 und unter 16 Jahren) ist völlig unab­
hängig von der Frage der Hilfsbedürftigkeit 
vorzunehmen. Damit ist eine klare, allgemein-

Teilung des 
Arbeitseinkommens eines Angehörigen in an­
zurechnende und freizulassende 'T'eile kann je

gültige Grundlage gegeben.
Die sodann vorzunehmende

auszuschalten. , 
die Lage auch

nach der Größe des anzurechnenden Teils zu 
folgenden Ergebnissen führen:

a) Anzurechnender Einkommensanteil klei­
ner als Bedarfsanteil des Angehörigen im 
Familienbedarfssatz.

Ergebnis: Der Angehörige wird noch mit­
unterstützt, ihm wird durch die Freilassung 
eines Einkommensteils für gewisse Lebens­
bedürfnisse ein höheres Maß zugestanden, als 
im Notbedarf vorgesehen ist.

b) Anzurechnender Einkommensteil ebenso 
groß wie der Bedarfsanteil des Angehörigen.

Ergebnis: Der Angehörige wird nicht mit­
unterstützt, er trägt aber auch nicht zum 
Unterhalt der im übrigen zu unterstützenden 
Familie bei, selber hat er in den ireigelassenen 
Beträgen Mittel zur Verfügung, die über den 
Notbedarf der Familie und seines darin ent­
haltenen Bedarfsanteils hinausgehen. _

c) Anzurechnender Einkommensteil größer 
als Bedarfsanteil des Angehörigen.

Ergebnis: Der Angehörige wird nicht mit­
unterstützt, sondern trägt in Höhe des seinen 
Bedarfsanteil übersteigenden Betrages des 
•anzurechnenden Einkommensteils zum Unter­
halt der Familie bei (unter Umständen bis zur
völligen Beseitigung der Hilfsbedürftigkeit der 
Familie). Trotzdem verbleibt ihm in dem 
freigclassenen Einkommensteil eine über den 
Notbedarf hinausgehende Besserstellung.

Legt man nun ein für allemal einen be­
stimmten Anrechnungsmodus fest, so ändert 
sich die Lage von den Fällen a) zu b) zu c) 
automatisch und fließend mit der Änderung 
des Einkommens des Angehörigen, ohne daß 
besondere Feststellungen notwendig sind, ob 
der Fall zu a), zu b) oder c) gegeben ist. 
Die entsprechende Folge tritt dann ganz 
automatisch von selbst durch die bloße An­
wendung des Anrechnungsmodus ein. Es 
erübrigt sich also vor allem jede vorherige 
komplizierte Überlegung und Berechnung, ob 
der Angehörige „mitunterstützt“ wird oder 
nicht. Diese Frage entscheidet sich ebenfalls 
automatisch.

Es ist also nur ein fürsorgerisch und sozial 
richtiger Anrechnungsmodus zu finden. Dabei 
ist vor allem zu vermeiden, fremde Elemente 
hineinzubringen, wie z. B. den Familien­
bedarfssatz in einer bestimmten Verhältniszahl 
für die Feststellung des anrechnungsfreien 
Betrages zu verwenden. Das Verfahren des 
Runderlasses vom 20.6.19411) kann m. E. nicht 
zu befriedigenden Ergebnissen führen. Wird 
die Hälfte des Familienrichtsatzes und *4 
des Mehrbetrages freigelassen, so ergibt sich: 
je größer die Familie, um so größere Frei­
beträge, auch bei gleich hohem Einkommen, 
und umgekehrt. Das ist unlogisch: je größer 
die Familie ist,’ um so größer müßte^ aber 
auch der Beitrag des verdienenden Kindes 
sein! Aber auch das wäre nicht ganz richtig: 
Mehraufwendungen und erhöhte Lebensbedürf­
nisse, die durch Arbeitsaufnahme entstehen

!) DZW. XVII S. 145.
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und durch Freilassung berücksichtigt werden 
sollen, haben keine verhältnismäßigeBeziehung 
zu der Größe der Familie.

Der Anrechnungsmodus kann allein aus der 
besonderen Natur des Arbeitsverdienstes ent­
wickelt werden. Dazu gehört zunächst grund­
sätzlich Freilassung von Beträgen für bessere 
Ernährung und Kleidung. Diese Beträge

werden am besten zunächst in einem Grund­
betrag immer freigelassen. Darüber hinaus­
gehende weitere Beträge für die Freilassung 
wären in ein Verhältnis zu der Höhe des Ver­
dienstes zu setzen, da sich danach auch die 
weiteren Mehraufwendungen und erhöhten 
berechtieten Ansprüche an die Lebensführung 
richten.“

Gesetze, Verordnungen und Erlasse des Staates
(Reich und Länder)

Beschluß des Großdeutschen Reichstags 
vom 26. April 1942.

(RGBl. I S. 247):
Der Großdeutscho Reichstag hat in seiner 

Sitzung vbm 26. April 1942, auf Vorschlag des 
Präsidenten des Reichstags, die vom Führer in 
seiner Rede in Anspruch genommenen Rechte 
einmütig durch nachfolgenden Beschluß be­
stätigt:

„Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
der Führer in der gegenwärtigen Zeit des 
Krieges, in der das deutsche Volk in einem 
Kampf um Sein oder Nichtsein steht, das 
von ihm in Anspruch genommene Recht 
besitzen muß, alles zu tim, was zur Errin­
gung des Sieges dient oder dazu beiträgt. 
Der Führer muß daher — ohne an be­
stehende Rechtsvorschriften gebunden zu 
sein — in seiner Eigenschaft als Führer der 
Nation, als Oberster Befehlshaber der Wehr­
macht, als Regierungschef und oberster In­
haber der vollziehenden Gewalt, als oberster 
Gerichtsherr und als Führer der Partei jeder­
zeit in der. Lage sein, nötigenfalls jeden 
Deutschen — sei er einfacher Soldat oder 
Offizier, niedriger oder hoher Beamter oder

deutsche Volk jetzt erlebt, mit den großen Be- 
lastungen, die der totale Krieg jedem einzelnen 
bringt, erfordern in erhöhtem Maße teilnahms­
volles Verständnis für die Sorgen eines jeden 
Volksgenossen und gegenseitige Rücksicht­
nahme. Ich ersuche daher, die Aktion tat­
kräftig zu unterstützen. Im Hinblick auf die 
besondere Bedeutung, welche- die Arbeit der 
Behörden für die Stimmung im.Volke hat, 
sind die in meinem RdErl. v. 4. 7. 1937 über 
Verkehr der Beamten mit den Volksgenossen1), 
im RdErl. des Ministerpräsidenten Reichs­
marschall Göring, Vorsitzenden des Minister­
rats für die Reichs Verteidigung und Beauf­
tragten für den Vierjahresplan, v. 9. 11.1939 
— St.M.I. 10 219/39 —2) und im Erl. des 
GBV. v. 13. 11.1939 — GBV. 789/39 11-2254 
—2) enthaltenen Anweisungen allen Angehö­
rigen d“s öffentlichen Dienstes erneut und nach­
drücklich in Erinnerung zu bringen.

*) RMBliV. 1937 S. 1109; DZW. XIII S.253.
2) Nicht veröffentlicht.

Verordnung zur Änderung fürsorgerechtlichcr 
Vorschriften in den Reichsgauen Wien, Käm-

wxnzier, mcariger oaer noner ueanuer ouer , Niederdonau, Oberdonau, Salzburg, Steier- 
Richter, leitender oder dienender Funktionär ' mark Tirol nnd Vorarlberg und im Rcichsgau 
der Partei, Arbeiter oder Angestellter — mit « • - • ° -
allen ihm geeignet erscheinenden Mitteln zur' 
Erfüllung seiner Pflichten anzuhalten und 
bei Verletzung dieser Pflichten nach ge­
wissenhafter Prüfung ohne Rücksicht auf 
sogenannte wohlerworbene Rechte mit der 
ihm gebührenden Sühne zu belegen, ihn im 
besonderen ohne Einleitung vorgeschric- 
bener Verfahren aus seinem Amte, aus 
seinem Rang und seiner Stellung zu ent­
fernen.“
Im Aufträge des Führers wird dieser Be­

schluß hiermit verkündet.

Propagandaaktion „Mehr Höflichkeit“.
RdErl. d. RMdl. v. 10. 4.1942 

— II a 987/42-6400 — (MBIiV. S. 690): 
Der RMfVuP. führt eine besondere Propa­

gandaaktion „Mehr Höflichkeit“ durch. Die 
geschichtlichen Schicksalsstunden, die das

Sudetenland.
Vom 20. 3. 1942

(RGBl. I S. 136; RABl. S. I 201):
Auf Grund des Gesetzes über die Wieder­

vereinigung Österreichs mit dem Deutschen 
Reich vom 13. März 1938 (RGBl. I S. 237) 
und des Erlasses des Führers und Reichs­
kanzlers über die Verwaltung der sudeten- 
dcutschen Gebiete vom 1. Oktober 1938 
(RGBl. I. S. 1331)1) wird verordnet:

§ i
Im § 6 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz der 

Verordnung über die Einführung fürsorge- 
rechtlicher Vorschriften im Lande Österreich 
vom 3. September 1938 (RGBl. I S. 1125)*) 
und im § 7 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz der 
Verordnung über die Einführung fürsorge-

*) DZW. XIV S. 434.
*). DZW. XIV S. 361.
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rechtlicher Vorschriften in den sudeten­
deutschen Gebieten vom 28. Dezember 1938 
(RGBl. I S. 1971)3) werden die Worte „eines 
Fünftels“ durch die Worte „von drei Vierteln“ 
ersetzt.

§ 2
Diese Verordnung tritt mit Rückwirkung 

ab 1. April 1941 in Kraft.

3) DZW. XIV S. 551.

Umsiedlerkreisfürsorge.
9. RdErl. d. RMdl. v. 13. 3.1942 

— IV W I 43/42-7230 — (MBliV. S. 569): 
Die Vorschriften über die Umsiedlerkreis­

fürsorge (Anl. zbm 4. RdErl. v. 8, 8. 1940,
RMBliV. S. 16111), 5. RdErl. v. 3. 12. 1940,
RMBliV. S. 22092), 6. RdErl. v. 30. 5. 1941,
RMBliV. S. 10083), 7. RdErl. v. 29. 9. 1941,
RMBliV. S. 17734) und 8. RdErl. v. 3. 2. 1942, 
MBliV. S. 3195)) werden im Einvernehmen 
mit dem Reichskommissar für die Festigung 
deutschen Volkstums wie folgt geändert:

Im Abschn. I (Personenkreis) ist folgende 
Ziff. 9 einzufügen:

„9. Sonstige Umsiedler 
Umsiedler, die nicht aus einem der in den 

Ziff. 1 bis 8 genannten Gebiete stammen, dürfen 
nur unterstützt werden, wenn sie den von dem 
Chef der Sicherheitspolizei und des SD., Ein­
wandererzentralstelle, ausgestellten Umsiedler­
ausweis (Rückkehrerausweis) besitzen.“

*) DZW. XVI S. 196.
2) DZW. XVI S. 247.
3) DZW. XVII S. 90.
4) DZW. XVII S. 207.
5) DZW. XVII S. 312.

Fünfte Verordnung über Mietbeihilfen.
Vom 30. 3. 1942 (RGBl. I S. 152):

Auf Grund des § 5 des Gesetzes zur Änderung 
der Vorschriften über die Gebäudeentschul­
dungsteuer vom 1. Dezember 1936' (RGBl. I 
S. 992) in Verbindung mit Artikel 5 des Ge­
setzes über den Neuaufbau des Reichs vom 
30. Januar 1934 (RGBl. I S. 75) wird ver­
ordnet:

§ 1
Im § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über 

Mietbeihilfen vom 30. März 1938 (RGBl. I 
S. 342)1) in der Fassung der Vierten Verord­
nung über Mietbeihilfen vom 26. Mürz 1941 
(RGBl. I S. 166)2) werden die Worte „1. April 
1942“ durch die Worte „Ablauf des auf das 
Kriegsende folgenden Rechnungsjahres“ er­
setzt.

§ 2
Hat Arbeitsverdienst aus einer Tätigkeit im 

Rahmen des verstärkten Kriegsarbeitsein-

DZW. XIV S. 82.
2) DZW. XVII S. 21.

satzes zu einer Ermäßigung oder zur Ein­
stellung der Mietbeihilfe geführt, so kann sie 
nach Fortfall dieses Arbeitsverdienstes ab­
weichend von § 3 Abs. 1 Sätze 2 und 3 der 
Verordnung über Mietbeihilfen wieder erhöht 
oder wieder gewährt werden, sofern dies nach 
den sonstigen Vorschriften der Verordnung 
zulässig ist.

• , §3
Soweit die Mietbeihilfe fürsorgerechtliche 

Hilfsbedürftigkeit voraussetzt, kann an ihrer 
Stelle unter Anwendung des § 1 Abs. 2 Sätze 2 
und 3 und Abs. 3 der Verordnung über Miet­
beihilfen in der Fassung der Zweiten Verord­
nung über Mietbeihilfen vom 31. Dezemberl938 
(RGBl. I S. 2017)3) eine fürsorgerechtliche 
Mietbeihilfe gewährt werden.

§ 4(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 1942 
in Kraft. § 2 gilt rückwirkend ab 1. September 
1939.

(2) Die Verordnung gilt nicht in den seit 1938 
in das Reich eingegliederten Gebieten.

=0 DZW. XIV S. 562.

Vierte Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Einsatz-Familienunterhalts­

gesetzes (EFU-DV).
Vom 27. Aprü 1942 (RGBl. I S. 248):

Auf Grund des § 6 des Einsatz-Familien- 
unterhaltsgcsetzes (EFUG) vom 26. Juni 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 911)1) wird folgendes ver­
ordnet :

§ 1
Die Verordnung zur Durchführung und Er­

gänzung dts Einsatz-Familienunterhaltsgeset­
zes (EFU-DV) vom 26. Juni 1940 (Reichs­
gesetzbl. I S. 912)2) in der Fassung der Ver­
ordnungen vom 25. Oktober 1940 (Reichs­
gesetzbl. I S. 1397)3) und vom 16. Juni 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 320)4) wird wie folgt ge­
ändert :

1. § 3 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Gegen die Entscheidung über den An­

trag auf Gewährung von Leistungen des 
Familienunterhalts steht dem Familienunter­
haltsberechtigten die Beschwerde zu. Die'Be­
schwerde ist innerhalb einer Frist von einem 
Monat von der Bekanntgabe der Entscheidung 
ab bei der Stelle einzulegen, deren Entschei­
dung angefochtcn wird. Richtet sich die Be­
schwerde gegen eine Entscheidung eines 
Stadt- oder Landkreises, so hat dieser zunächst 
zu prüfen, ob er der Beschwerde nbhclfcn will; 
will er die angefochtcnc Entscheidung nicht 
ändern, so hat er die Beschwerde mit seiner 
Stellungnahme der oberen Aufsichtsbehörde

*) DZW. XVI S. 145.
2) DZW. XVI S. 186.
3) DZW. XVI S. 247.
4) DZW. XVII S. 97.
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zur Entscheidung vorzulegen. Richtet sich 
die Beschwerde gegen eine Entscheidung einer 
beauftragten Gemeinde oder eines beauftragten 
engeren Gemeindeverbandes (§ 7 Abs. 2), so 
hat diese Gemeinde (Gemeindeverband) zu- 
niichst zu prüfen, ob sie der Beschwerde ab­
helfen will; will sie die angefochtenc Ent­
scheidung nicht ändern, so hat sie die Be­
schwerde mit ihrer Stellungnahme dem Land- 

. rat vorzulegen, der seinerseits zu prüfen hat, 
ob er der Beschwerde im Wege der Weisung 
(§ 7 Abs. 2) abhelfen will. Sieht der Landrat 
von einer solchen Weisung ab, so hat er die 
Beschwerde mit seiner Stellungnahme der 
oberen Aufsichtsbehörde zur Entscheidung 
vorzulegen. Die Entscheidung der oberen 
Aufsichtsbehörde über die Beschwerde ist in 
allen Fällen endgültig. Die obere Aufsichts­
behörde kann auch, statt über die Beschwerde 
zu entscheiden, den Stadt- oder Landkreis zur 
Änderung der angefochtenen Entscheidung 
anweisen; mit einer solchen Anweisung -wird 
die Beschwerde ebenfalls endgültig erledigt.“ 

2. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Die Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fas­

sung:
„(1) Stirbt der Einberufene während des 

Wehrdienstes oder während der Erfüllung der 
Reichsarbeitsdienstpflicht oder während einer 
2eit nach § 1 Abs. 2 oder nach § 4 Abs. 8 
bis 11, so wird Familienunterhalt weiterhin 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 
gewährt:
1. Für fainilienuntcrhaltsberechtigtc Angehö­

rige, für die ein Fürsorge- und Versorgungs­
verfahren stattfindet, gilt folgendes:
a) Ist der zu gewährende Familienunterhalt 

höher als die für den gleichen Zeitraum 
zu gewährende Hinterbliebenenversor­
gung, so wird Familienunterhalt bis zum 
Ablauf des dritten Monats, der auf den 
Sterbemonat folgt, gewährt. Beginnt 
die Zahlung der Hintcrblicbcnenversor- 
gung von diesem Zeitpunkt ab noch 
nicht, so wird darüber hinaus Familicn-

^ unterhalt bis zum Beginn der Zahlung 
der Hinterblicbcnetiversorgung gewährt.

b) Ist der zu gewährende Familienunterhalt 
niedriger als die für den gleichen Zeit­
raum zu gewährende Hinterbliebenen­
versorgung, so wird Familienunterhalt 
bis zum Beginn der Zahlung der Hintcr- 
blicbenenversorgung gewährt.

c) Wird der Anspruch auf Hinterbliebcnen- 
versorgung abgelehnt, so wird Familien­
unterhalt bis zum Ablauf des dritten 
Monats, der auf den Sterbemonat folgt, 
gewährt. Erfolgt die Ablehnung der 
.HinterbliebenenVersorgung nicht inner­
halb dieser Frist, so wird Familienunter­
halt bis zur Ablehnung der Hinlcrblic- 
benenversorgung gewährt. Ist gegen 
einen die Hinterbliebenenversorgung ab­
lehnenden Bescheid ein Rechtsmittel 
eingelegt, so kann Familienunterhalt

über die Zeit nach Satz 1 oder 2 hinaus 
bis zur rechtskräftigen Entscheidung 
über das Rechtsmittel gewährt werden, 
wenn die vorherige Einstellung eine 
Härte bedeuten würde.

2. Familienunterhaltsberechtigten Angehöri­
gen, für die ein Fürsorge- und Versorgungs­
verfahren nicht stattfindet, wird Familien­
unterhalt bis zum Ablauf des dritten 

aats, 
gewährt.

(2) Wird der Einberufene infolge eines 
während des Wehrdienstes oder während der 
Erfüllung der Reichsarbeitsdienstpflicht oder 
während einer Zeit nach § 1 Abs. 2 erlittenen

Monats, der auf den' Sterbemonat folgt.

Körperschadens aus dem Wehrdienst oder dem 
Reichsarbeitsdienst als dienstunfähig ent­
lassen, so wird Familienunterhalt weiterhin 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 
gewährt:
1. Findet ein Fürsorge- und Versorgungs­

verfahren statt, so wird den familienunter- 
haltsbcrechtigten Angehörigen Familien­
unterhalt bis zum Ablauf des dritten Mo­
nats, der auf den Entlassungsmonat folgt, 
gewährt. Hat die Zahlung der Fürsorge­
oder Versorgungsbezüge an den Ent­
lassenen bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
begonnen, so wird den im § 2,1 des Einsatz- 
Familienunterhaltsgesetzes genannten fa- 
milienunterhal tsberechtigten Angehörigen 
Familienunterhalt bis zum Beginn der 
Zahlung der Fürsorge- oder Versorgungs­
bezüge oder bis zur Ablehnung der Fürsorge 
oder Versorgung gewährt. Ist gegen einen 
die Fürsorge oder Versorgung ablehnenden 
Bescheid ein Rechtsmittel eingelegt, so 
kann den genannten Angehörigen Familien­
unterhalt bis zur rechtskräftigen Ent­
scheidung über das Rechtsmittel gewährt 
werden,’ wenn die vorherige Einstellung 
eine Härte bedeuten würde. Ist der not­
wendige Lebensbedarf des Entlassenen 
selbst nicht gesichert, so gelten die Sätze 1 
bis 3 für ihn entsprechend, und zwar auch 
dann, wenn der Entlassene familicnunter- 
haltsbercchtigtc Angehörige nicht hat.

2. Findet ein Fürsorge- und Versorgungs­
verfahren nicht statt, so wird den familien­
unterhaltsberechtigten Angehörigen Fami­
lienunterhalt bis zum Ablauf des dritten 
Monats, der auf die Entlassung folgt, ge­
währt. Ist der notwendige Lebensbedarf 
des Entlassenen selbst nicht gesichert, so 
gilt Satz 1 für ihn entsprechend, und zwar 
auch dann, wenn der Entlassene familien- 
unterhaltsbcrcchtigte Angehörige nicht hat.“
b) Abs. 3 füllt fort.
c) Im Abs. 4 wird die Angabe „und 3“ ge­

strichen.
d) Abs. 4 wird Abs. 3, Abs. 5 wird Abs. 4.
3. § 6 erhält folgende Fassung:

„§ 6 -
Die Truppen-(Marinc-)teile sowie die Dienst­

stellen der Wehrmacht und des Reichsarbeits-
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dienstes sind verpflichtet, dem Stadt- oder 
Landkreis (§ 2 Abs. 1) die für die Einstellung 
oder Fortgewährung des Familienunterhalts 
erheblichen Tatsachen unverzüglich mitzu­
teilen. Das Nähere bestimmt der Reichs­
minister des Innern.“

4. § 7 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Die Landkreise können die Durchführung

des Familienunterhalts den ihnen zugehörigen 
Gemeinden und engeren Gemeindeverbänden 
von mehr als 5000 Einwohnern ganz oder teil­
weise übertragen, wenn ihre Verwaltung 
ausreichende Gewähr für die ordnungsmäßige 
Durchführung bietet.“

5. Im § 30 Abs. 1 wird hinter Nr. 4 folgende 
Nr. 4a eingefügt:
„4 a. die einberufenen nichtmilitäriseben An­

gehörigen der TR-(Heerestransport-) Ein­
heiten des Nationalsozialistischen Kraft­
fahrkorps;“.

6. § 30 Abs. 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung: 
„7. die Teilnehmer an Lehrgängen der

Rcichs-Motorsport-Schulen im National­
sozialistischen Kraftfahrkorps und an 
Lehrgängen des Nationalsozialistischen 
Fliegerkorps;“.

§ 2
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1942 

in Kraft.
(2) Einsprüche, über die vor dein 1. Juni 

1942 noch nicht entschieden worden ist, sind

der neuen Fassung zu behandeln.

Innern, dem Reichsminister der Luftfahrt und 
Oberbefehlshaber der Luftwaffe sowie dem 
Reichsarbeitsminister und den Reichsverbän­
den der Orts-, Land-, Betriebs- und Innungs­
krankenkassen und der Reichsknappschaft 
wird folgendes Abkommen getroffen:

§ i

Aus dem Wehrdienst oder dem Reichs­
arbeitsdienst entlassene Versehrte Beschädigte, 
die an einer Ein- oder Umschulung teilnehmen, 
werden bei dem Träger der reichsgesetzlichen 
Krankenversicherung (Orts-, Land-, Betriebs­
oder Innungskrankenkasse oder Rcichsknapp- 
schaft) gegen Krankheit versichert, bei dem 
die vcrsichcrungspflichtigen Beschäftigten des 
Betriebes, in dem die Ein- oder Umschulung 
stattfindet, pflichtversichert sind. Entsprechen­
des gilt für Beschädigte, die auf Grund der 
Personenschäden Verordnung vom 10. Novem­
ber 1940 (RGBl. I S. 1482)1) Versehrtengeld 
beziehen.

Soweit der Betrieb keine versicherungs­
pflichtigen Personen beschäftigt, ist zuständig 
für die Durchführung der Krankenversicherung 
die Allgemeine Ortskrankenkasse oder, wo 
keine besteht, die Landkrankenkasse, in deren 
Bezirk die Ein- oder Umschulung durch­
geführt •wird. Werden die Teilnehmer an der 
Ein- oder Umschulung in der Land- und 
Forstwirtschaft eingesetzt, so ist zuständig die 
Landkrankenkasse oder, wo keine besteht, dieu-tii uutu uitui cuisuuicucu »utucu isi, smu ijuuuiuuum'u&ussc uucjl, «u hciiic ucsicui, uiu

als Beschwerden nach § 3 Abs. 3 EFU-DV in Allgemeine Ortskrankenkassc, in deren Bezirk
die Umschulung stattfindet. Werden die Teil­
nehmer an der Ein- oder Umschulung in einem 
knappschaftlichen Betriebe eingesetzt, so ist 
zuständig die Rcichsknappschaft.

§ 2'

Krankenversicherung Versehrter Beschädigter 
während der Ein- oder Umschulung; Bestim­
mung dieses Personenkreises als Mitglieder nach
r 1 i WAM* 360°0^019 RVtt* unnMo Die Krankenversicherung beginnt mit der
Erl. d. RAM. v. 9. 2. 1942 — Ila 1600/42 — Ein_ od Tjmschulumr. frühestens aber mit

(RABL S. II 107):
•Auf Grund des § 363 a Abs. 3 RVO. ordne 

ich bis auf Widerruf an, daß die Träger der 
rcichsgesetzlichcn Krankenversicherung vom 
1. März 1942 an die Krankenpflege für die 
Teilnehmer an der Ein- oder Umschulung im 
Rahmen des anliegenden Abkommens vom 
31. Dezember 1941 zwischen dein Chef des 
Oberkommandos der Wehrmacht, dem Reichs­
minister des Innern, dem Rcichsminister der 
Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
sowie dem Reichsurbeitsminister und den 
Reichsverbänden der Orts-, Land-, Betriebs­
und Innungskrankenkassen und der Rcichs­
knappschaft zu übernehmen haben. Gleich­
zeitig bestimme ich, daß die genannten Per­
sonen als Mitglieder der in Frage kommenden 
Krankenkassen gelten.

*

Abkommen über die Krankenversicherung 
Versehrter Beschädigter während der Ein- und 

Umschulung vom 31.12.1941.
Zwischen dem Chef des Oberkommandos 

der Wehrmacht, dem Rcichsminister des

Ein- oder Umschulung, frühestens aber mit 
dem auf die Entlassung aus dem Wehrdienst, 
dem Reichsarbeitsdienst, dem Notdienst oder 
dem Luftschutzdienst folgenden Tage, und 
endet mit dem Abschluß der Ein- oder Um­
schulung.

§3
Die An- und Abmeldung der Teilnehmer bei 

den nach § 1 zuständigen Krankenversiche­
rungsträgern werden durch die Hauptfürsorgc- 
stclle oder durch die von ihr beauftragte Für- 
soigesteile — in der Ostmark durch die 
Versorgungsäintcr — innerhalb 8 Tagen nach 
Beginn und Ende der Krankenversicherung 
nach § 2 vorgenommen. In der An- und Ab­
meldung ist anzugeben, in welchem Betriebe 
oder welcher Einrichtung die Ein- oder Um­
schulung durchgeführt wird oder wurde. 
Dauert die Ein- oder Umschulung länger als 
ein Jahr, so wird die Abmeldung von dem 
Wehrmachtfürsorge- und -versorgungsamt oder 
dem Versorgungsamt, das die Übergangsunter­
stützung zahlt, eingereicht.

An- und Abmeldungen sind auch dann zu

J) DZW. XVI S. 243.
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erstatten, wenn sich die Kassenzuständigkeit 
nach § 1 ändert.

§4
Durch die nach § 1 zuständigen Kranken- 

versicherungsträger werden im Erkrankungs­
falle, soweit die Erkrankung nicht im Zu­
sammenhang mit der Dienstbeschädigung oder 
dem Personenschaden steht,, alle satzungs­
mäßigen Leistungen, mit Ausnahme des Kran­
ken- und Hausgeldes, gewährt. Für die Dienst­
beschädigung oder den Personenschaden und 
ihre Folgen erholten die Teilnehmer, falls ein 
Anspruch auf Krankenhilfe gegen einen Träger 
der Krankenversicherung auf Grund der 
Reichsversicherungsordnung—RVO.—(§209a 
Abs. 2, § 209 b Abs. 1) nicht besteht, die er­
forderliche Heilfürsorge als Zugeteilte.

Ist nach diesem Abkommen Krankenpflege 
gewährt worden-für eine Erkrankung, die sich 
nachträglich als Folge einer Dienstbeschädi­
gung oder eines Personenschadens heraus­
stellt, dann bestehen für bis dahin gewährte 
Leistungen keine Ersatzansprüche.

Die Heilfürsorge nach dem Wehrmacht­
fürsorge- und-Versorgungsgesetz—WFV G. —2) 
oder den Reichsarbeitsdienstversorgungsgeset­
zen — RADVG.-M. und RADVG.-WJ.—3) 
wird von dem nach § 1 zuständigen Kranken- 
versicherungstrüger durchgeführl.

§5
Haben Teilnehmer an der Ein- oder Um­

schulung Ansprüche auf Leistungen (§§ 209 a 
Abs. 2, 209 b Abs. 1 RVO.) gegen einen 
anderen Träger der reichsgesetzlichen Kranken­
versicherung, so werden diese Ansprüche durch 
das Abkommen nicht berührt. Für solche 
Erkrankunge'n sind auf Grund dieses Ab­
kommens keine Leistungen zu gewähren, so­
lange die Teilnehmer an der Ein- oder Um­
schulung Krankenpflege von dem anderen 
Träger der reichsgesetzlichen Krankenver­
sicherung zu beanspruchen haben. Die er­
forderlichen Feststellungen sind von dem nach 
§ 1 zuständigen Krankenversicherungsträger 
zu treffen.

Besteht ein Anspruch auf Leistungen gegen 
einen anderen Träger der reichsgesetzlichen 
Krankenversicherung, so ist der im § 1 be- 
zeichnete Krankenversicherungsträger inso­
weit zuständig, als er diese Leistungen aus­
hilfsweise zu gewähren hat, wenn sie bei ihm 
beantragt werden. § 220 RVO. gilt sinngemäß.

§6
' Die Beiträge .werden nach einem Grundlohn 
von 150 RM monatlich, 5 RM kalendertäglich 
berechnet. Sie werden nach § 189 RVO. wegen 
des Wegfalles des Kranken- und Hausgeldes 
entsprechend gekürzt.

S 7
Die Kranken Versicherung sträger fordern die 

Beiträge vierteljährlich nachträglich an, und

a) DZW. XIV S. 387.
3) DZW. XIV S. 388.

zwar im ersten Mitgliedsjahr von den Stellen, 
welche die Anmeldung nach § 3 vorgenommen 
haben, und vom zweiten Jahre ab von den 
Wehrmachtfürsorge- und -versorgungsämtem 
oder Versorgungsämtem, die die Übergangs­
unterstützung zahlen. Die Beiträge werden 
spätestens innerhalb von 2 Wochen nach Ein­
gang der Beitragsabrechnung überwiesen.

§8 .

Dieses Abkommen tritt mit Wirkung vom 
1. Februar 1942 unter der Voraussetzung in 
Kraft, daß der Rcichsarbeitsminister die Teil­
nehmer an der Ein- oder Umschulung als Mit­
glieder der Krankenkassen nach § 363 a Abs. 3 
RVO. bestimmt.

Elternversorgung.
Erl. d. OKW. v. 28.1.1942 — 33/42 In FV/ 
Rcichsvcrs. — (Reichsversorgungsblatt S. 6):

Im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
der Finanzen wird bestimmt:

(1) Eltemversorgungsbezüge nach dem 
Reichsversorgungsgesetz und den Wehrmacht­
fürsorge- und -Versorgungsgesetzen dürfen bis 
auf weiteres nicht herabgesetzt oder entzogen 
werden, wenn Eltern, die das 70. Lebensjahr 
vollendet haben, eine Arbeit aufgenommen 
haben und daraus ein Einkommen erzielen. 
Ist eine Eltemversorgung nach dem 26. August 
1939 entzogen oder herabgesetzt worden, so 
bleibt bei der Prüfung, ob Eltemversorgung 
wieder zu gewähren oder zu erhöhen ist, das 
Einkommen aus einer Erwerbstätigkeit für die 
Zeit vom 1. Januar 1942 ab außer Ansatz, 
wenn die Eltern das 70. Lebensjahr vollendet 
haben.

(2) Hat nur ein Eltemteil das 70. Lebensjahr 
vollendet, so bleibt bei der Prüfung nach .Abs. 1 
das Arbeitseinkommen des Elternteils außer 
Ansatz, der das 70. Lebensjahr vollendet hat.

Fürsorge
für versorgungsberechtigte Eltern.

RdErl. d. RAM. u. d. RMdl. v. 13. 4. 1942 
— II b 2060/42 u. IV W I 20/42-7410 — 

(MBIiV. S. 7C5):
• (1) Noch dem Erl. des OKW. v. 13. 4. 1942 

(RVB1. S. 13) über Änderungen auf dem Ge­
biete der Eltemversorgung der Wehrmacht­
fürsorge- und -versorgungsgesetzc und des 
Zusammentreffens von Fürsorge- und Ver­
sorgungsansprüchen nach mehreren Gesetzen 
erhalten versorgungsberechtigte Eltern, die 
bisher, weil die Emährereigenschaft des ver­
storbenen Sohnes nicht anerkannt wurde, nur 
die Elternbcihilfe nach § 45 Abs. 4 RVG.1) 
und nach dem Erl. des RAM. v. 22. 2. 1938 
(RVB1. S. V 5)2) oder die Elternzulage nach 
§ 14 EWFVG.3) erhalten, künftig die Eltern-

») RGBl. 1939 I S. 663.
*) DZW. XIV S. 86.
3) RGBl. 1939 I S. 1217.
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rente oder das Eltemgeld. Ferner können sie 
auf Antrag einen Zuschuß zur Eltemrente 
erhalten, wenn sie nach dem Urteil des Arbeits­
amts dem Arbeitseinsatz nicht zur Verfügung 
stehen und die Elternversorgung und das 
sonstige Einkommen der Eltern zusammen 
monatlich

für einen für ein
Eltemteil Elternpaar

in Ortsklasse S .
„ „ A .
„ „ E .
„ „ C .
„ „ D .

RM
65
60
55
50
40

RM
100

95
90
75
60

Zweite Verordnung über die Vereinfachung des 
Lohnabzugs (Zweite Lohnabzugs-Verordnung 

— Zweite LAV —).
Vom 24. April 1942 (RGBl. I S. 252):

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung 
verordnet zur weiteren Vereinfachung des 
Lohnabzugs mit Gesetzeskraft:

Teil I
Steuerliche Maßnahmen

§ 1
Aufhebung des Bürgersteuergesetzes.

(1) Das Bürgersteuergesetz vom 20. No­
vember 1937 in der Fassung des Ersten Ge­
setzes zur Änderung des Bürgersteuergesetzes 
vom 31. Oktober 1938, des § 1 der Dritten.Ver­
ordnung über die Vereinfachung der Verwal­
tung vom 30. März 1940 und der Vierten Ver­
ordnung über die Vereinfachung der Verwal­
tung vom 11. Oktober 1940 wird aufgehoben.

(2) An die Stelle des Bürgersteuergesetzes 
tritt zu dem Zeitpunkt, zu dem die Vorschriften 
in den §§ 2 bis 4 außer Kraft treten (§ 5), ein 
neues Gemeindepersonensteuer^esetz.

§ 2Ausgleich des Einnahmcausfalls der 
Gemeinden. \

Das Reich stellt, solange eine Gemeinde­
personensteuer nicht erhoben wird, zum Aus­
gleich des Einnahmcausfalls der Gemeinden ab 
dem Rechnungsjahr 1942 jährlich achthundert 
Millionen Reichsmark zur Verfügung. Die 
beteiligten Reichsminister erlassen die Be­
stimmungen-über die Verteilung dieses Aus­
gleichsbetrags.

§ 3
Beschaffung des Ausgleichsbetrags.

(1) Der Ausgleichsbetrag (§ 2) wird durch 
Erhöhung der Einkommensteuer (ausschließ­
lich des Kriegszuschlags zur Einkommensteuer) 
beschafft. Die Erhöhung darf in keinem Full 

(3) Die Wchrmachtfürsorge- ...,d -versor- vom Hundert des Einkommen» über-
ai?.;„—„„a v--------- - steigen. Der Reicksmmister der Finanzen

nicht erreichen; der Unterschiedsbetrag wird 
als Zuschuß zur ElterareDte gewährt. Nach 
dem Ausführungserlaß des OKW. v. 13.4.1942 
(RVB1. S. 15) wird bei Unterstützungsemp­
fängern von Amts wegen geprüft, ob ein Zu­
schuß zur Elternrente zu gewähren ist. Durch 
diese Maßnahmen wird die Hilfsbedürftigkeit 
der von den Fürsorgestcllcn der Kriegsbeschä­
digten- und Kriegshinterbliebcnenfüi sorge zu­
sätzlich- unterstützten Eltern ganz oder zu 
einem wesentlichen Teil behoben. Wir be­
stimmen daher im Einvernehmen mit dem 
OKW. folgendes:

(2) Die Fürsorgestellen haben den Wehr­
machtfürsorge- und Versorgungsämtern, den 
Fürsorge- und -versorgungsämtern Ify und den 
Versorgungsämtern unverzüglich, jedoch spä­
testens bis zum 20. 5. 1942 ein Verzeichnis der . 
von ihnen z. Z. laufend unterstützten Emp­
fänger von Eltemversorgung unter Angabe der 
Höhe der laufenden Unterstützung und der 
Art und Höhe der sonstigen Einkünfte ein­
schließlich dc9 außer Ansatz gelassenen Ein­
kommens zu übersenden. Dies gilt für sämt­
liche Eltern, deren Versorgung sich nach den 
Grundsätzen des WFVG.4), des EWFVG. 
oder des RVG. regelt.

gungsämtcr, die Fürsorge- und Versorgungs­
ämter und die Versorgungsämter prüfen 
unter Berücksichtigung dieser Ang&ben_. ob 
eine Erhöhung der Eltemversorgung nach dem 
Erl. des OKW. v. 13.4. 1942 in Betracht 
kommt. Das Ergebnis dieser Prüfung teilen 
sie unter Angabe der Höhe der künftigen Ver­
sorgung und des Beginns der laufenden Zah­
lung den Fürsorgestellen mit. Auf Grund dieser 
Mitteilung prüfen die Fürsorgestcllen, ob mit 
Beginn der laufenden Zahlung der neuen Ver­
sorgungsbezüge die Hilfsbedürftigkeil der Ver­
sorgungsberechtigten behoben ist oder ob 
auch weiterhin eine Unterstützung nach den 
Grundsätzen der gehobenen und sozialen Für­
sorge gewährt werden muß. Bis zur Aufnahme 
der laufenden Zahlung durch die Vcrsorgungs- 
dienststellen haben die Fürsorgestcllcn ihre 
bisherigen Leistungen weiterzugewähren.

4) RGBl. 1938 I S. 1077; 1940 I S. 1162; 
DZW. XIV S. 387.

stcigci
wird ermächtigt, die Einkommensteuertnbellc 
entsprechend zu ändern.

(2) § 3 Absatz 2 der Kriegswirtschaftsver­
ordnung vom 4. September 1939 (Reichs- 
gcsetzbl. I S. 1609) wird dahin geändert, daß 
die Einkommensteuer und der Kriegszuschlag 
zur Einkommensteuer zusammen nicht mehr 
als 67 vom Hundert des Einkommens betragen 
dürfen.

§ 4
Landarbeiter-Freibelrag.

(1) Landarbeiter und Forstarbeiter, die die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder 
deutsche Volkszugehörigc sind, erhalten bei 
der Einkommensteuer (Lohnsteuer) einen be­
sonderen Freibetrag (Landarbeitcr-Freibetrag). 
Der Landarbeiter-Freibetrag beträgt bei Land­
arbeitern und Forstarbeitern in der Stcucr- 
gruppe I 156 Reichsmark jährlich, bei den an­
deren Landarbeitern und Forstarbeitern 312 
Reichsmark jährlich.
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(2) Der Reichsminister der Finanzen kann 
den Landarbeiter-Freibetrag auch Land­
arbeitern und Forstarbeitern fremder Staats­
angehörigkeit oder fremder Volkszugehörigkeit 
gewähren.

§'5
Geltungsdauer.

Die Vorschriften in den §§ 2 bis 4 treten, 
wenn ihre Geltungsdauer nicht verlängert 
wird, mit Ablauf des zweiten Kalenderjahrs 
nach Beendigung des Krieges außer Kraft.

Teil II
Maßnahmen in der Sozialversiche­

rung
Abschnitt 1

Rentenversicherung
§ 6

Höhe der Beiträge.
Die Beiträge der versicherungspflichtigen 

Arbeiter und Angestellten zur Rentenversiche­
rung werden einheitlich auf 5,6 vom Hundert, 
für die Angestellten in den Rcichsgauen Wien, 
Kärnten, Niederdonau, Oberdonau, Salzburg, 
Steiermark, Tirol und Vorarlberg sowie in den 
ehemaligen tschechoslowakischen, dem Deut­
schen Reich eingegliederten Gebieten auf 
10 vom Hundert des Entgelts festgesetzt.

Berechnung der Beiträge.
Der Beitragsberechnung wird zugrunde ge­

legt:
1. für die Arbeiter und Angestellten, die 

krankcnvcrsicherungspflichtig sind, der 
Grundlohn (Lohnstufen, Mitgliedermassen, 
wirklicher Arbeitsverdienst), der für 
die Beitrüge zur Krankenversicherung 
maßgebend ist.

2. für die Angestellten, die nicht kranken- 
versichcrungspflichtig, .-aber angcstellten- 
versicherungspflichtig sind, ein nach dem 
wirklichen Arbeitsverdienst festgesetzter 
Grundlohn (§11 Absatz 2 der Ersten Lohn­
abzugs-Verordnung vom 1. Juli 1941 — 
Reichsgesctzbl. I S. 362 —) bis zum Betrag 
von 7200 Reichsmark jährlich oder 600 
Reichsmark monatlich.

§ 8
Entrichtung der Beiträge.

(1) Die Beiträge werden entrichtet:
1. soweit die Arbeiter und Angestellten kran- 

kenvcrsichcrungspflichtig sind, mit den 
Krankenvcrsichcrungsbciträgcn und den 
Beiträgen zum Reichsstock für Arbeits­
einsatz zusammen in einem Betrag,

2. soweit die Angestellten nicht krnukenver- 
sicherungspflichtig, aber angestclltenver- 
sicherungspflichtig und arbeitsloscnver- 
sicherungspflichtig sind, mit den Beiträgen 
zum Reichsstock für Arbeitseinsatz zu­
sammen in einem Betrag,

3. soweit die Angestellten nur angestellten­
versicherungspflichtig sind, an die Kran­
kenkasse, bei der sie krankenversiche­
rungspflichtig wären.

(2) Marken sind für die Beiträge nicht zu 
verwenden.

(3) Für die Fälligkeit der Beiträge gelten die 
Vorschriften der Krankenversicherung.

§ 9
Abführung der Beiträge. ,

(1) Die Krankenkasse führt die Beiträge zur 
Rentenversicherung der Arbeiter unverzüglich 
an die Landcsvcrsichcrungsanstalt ab, in deren 
Bezirk sie ihren Sitz hat. Soweit für die Ren­
tenversicherung der Arbeiter Sonderanstalten 
zuständig sind, werden die Beiträge an diese 
abgeführt.

(2) Die Beiträge zur Rentenversicherung der 
Angestellten führt die Krankenkasse unver­
züglich an die Reicbsversicherungsanstalt für 
Angestellte ab. •

§ 10
Nachweis der entrichteten Beiträge.

Zum Nachweis der Entrichtung der Beiträge 
trägt der Arbeitgeber nach Beendigung des Be­
schäftigungsverhältnisses, spätestens aber nach 
Ablauf jedes Kalenderjahres auf der Qüittungs- 
karte (Versichcrungskartc) ein:

1. die Zeit, in der er den Versicherten in 
diesem Kalenderjahr gegen Entgelt be­
schäftigt hat,

2. den gesamten Entgelt, den der Versicherte 
in dieser Zeit von ihm erhalten hat; die 
Eisernen Sparbeträge sind dabei vom Ent­
gelt nicht abzusetzen.

§n
Berechnung der Steigerungsbeträge.

(1) Der jährliche Steigerungsbetrag der In­
validenrente ist 1,2 vom Hundert der nach § 10 
in den Quittungskarten eingetragenen Ent­
gelte, höchstens jedoch von einem Entgelt von 
3600 Reichsmnrk jährlich, 300 Reichsmark 
monatlich, 70 Reichsmark wöchentlich oder 
10 Reichsmark täglich.

(2) DÄ jährliche Steigcrungsbctrag des 
Ruhegeldes in der Rentenversicherung der 
Angestellten ist 0,7 vom Hundert, in den 
Reichsgauen Wien, Kärnten, Niederdonau, 
Oberdonau, Salzburg, Steiermark und Tirol 
und Vorarlberg sowie in den ehemaligen 
tschccho-slowakjschcn, dem Deutschen Reich 
eingegliedertcn Gebieten 1,2 vom Hundert der 
nach § 10 in den Versicherungskarten einge­
tragenen Entgelte, höchstens jedoch von einem 
Entgelt von 7200 Reichsmark jährlich oder 
600 Reichsmark monatlich.

§ 12
Erstattung von Beiträgen.

Bei Ansprüchen auf Erstattung von Bei­
trägen ist der zu erstattende Betrag nicht nach 
dem Grundlohn (§ 7), sondern nach dem in den 
Quittungskarten (Versicherungskarten) ein­
getragenen Entgelt (§ 10) zu berechnen.
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§ 13
Anwendungsbereich,

(1) Die §§ 6 bis 12 gelten nur für die Ver­
sicherungszeiten nach dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung.

(2) Soweit nicht die §§ 6 bis 12 entgegen­
stehen, gelten die Vorschriften der Reichs­
versicherungsordnung und des Angestcllten- 
vcrsicherungsgcsetzcs über das Beitragsver­
fahren entsprechend.

(3) Die §§ 6 bis 12 gelten nicht für die Selbst­
versicherung, die freiwillige Weiterversiohe- 
rung und die freiwillige Höherversicherung 
sowie nicht für die Pflichtversicherung der 
Selbständigen und die Pflichtversicherung der 
unständig Beschäftigten (§ 441 der Reichs­
versicherungsordnung).

(4) Der Reichsarbcitsministcr bestimmt das 
Nähere über die Anwendung der §§ 6 bis 12 für 
die knappschaftliche Versicherung.

§ 14
Änderung gesetzlicher Vorschriften.

(1) Der § 1269 Absatz 1 der Reichsvcrsichc- 
rungsordnuug fällt \ycg; im § 1269 Absatz 2 der 
Reichsversicherungsordnung wird die Zahl 72 
durch die Zahl 84 ersetzt.

(2) Die Verordnung über die Herabsetzung 
der Beitrüge zur Invalidenversicherung für 
Hausgehilfinnen vom 16. Mai 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 283) tritt mit dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung außer Kraft.

Abschnitt- 2
Arbeitslosenversicherung-

S 15
Erweiterung der Beitragsfreiheit der Lehrlinge.

Der § 74 des Gesetzes über Arbeitsvermitt­
lung und Arbeitslosenversicherung erhält fol­
gende Fassung:

„Versicherungsfrei ist die Beschäftigung von 
u) Lehrlingen und Praktikanten, die auf 

Grund eines schriftlichen Lehrvertrags 
oder einer schriftlichen Praktikanten­
vereinbarung,

b) Anlernlingen, die in einem anerkannten 
Anlernberuf auf Grund eines in die Aus­
bildungsrolle der Handwerks- oder In­
dustrie- und Handelskammer eingetra­
genen Anlernvertrags 

ausgebildct werden.“
§ 16

Vereinfachung der Beitragsentrichtung.
(1) Die §§ 85 a, 85 b, 86, der § 143 Absatz 2 

Satz 2, die §§ 143a bis 143c und der § 145 
Absatz 2 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung werden aufge­
hoben.

(2) Soweit Versichertenunteile der Bei­
träge zum Rcichsstock für Arbeitseinsatz nach 
§ 14 der Verordnung über die Krankenversiche­
rung der Rentner1) nicht entrichtet werden, 
füllen auch die Beiträge der Arbeitgeber fort.

§ 17
Entrichtung der Beiträge.

Der § 145 Absatz 1 des Gesetzes über Ar­
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
erhält folgende Fassung:

„Die Beiträge für Vcrsichcrungspflichtigc 
werden entrichtet:

1. soweit die Versicherten für den Fall der 
Krankheit pflichtversichert sind, mit den 
Krankenversicherungsbeiträgen und den 
Beiträgen zur Rentenversicherung in einem 
Betrag,

2. soweit die Versicherten nicht für den Fall 
der Krankheit pflichtversichert, aber an­
gestelltenversicherungspflichtig' sind, an 
die Krankenkasse, bei der sie kranken­
versicherungspflichtig wären, für knapp- 
schaftlich versicherte Angestellte jedoch 
an die Reichsknappschaft.“

Abschnitt 3 
Ermächtigung 

§18
Der Reichsarbcitsministcr erläßt im Ein­

vernehmen mit den beteiligten Reichsministern 
die zur Durchführung und Ergänzung der .§§ 6 
bis 17 erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
Vorschriften. Er ist ermächtigt, die Rcichs- 
versicherungsgesetze an die Vorschriften dieser 
Verordnung anzupassen.

Teil HI
Gemeinsame Vorschriften 

§ 19
Anglcichung der Bemessungsgrundlagen 

(Arbeitslohn und Entgelt) 
für die gesetzlichen Lohnabzüge.

(1) Die gesetzlichen Lohnabzüge sind grund­
sätzlich von der gleichen Bemessungsgrundlage 
zu berechnen. Der Reichsminister der Finanzen 
und der Reichsarbeitsminister erlassen die er­
forderlichen Anordnungen.

(2) Die auf der Lohnsteuerkartc eingetra­
genen Absetzungsbeträge und Hinzurechnungs­
beträge gelten nur für die Lohnsteuer.

§ 20
Inkrafttreten, Geltungsbereich.

(1) Die Verordnung tritt am 1. Juli 1942, für 
die Rentenversicherung der Arbeiter am 
29. Juni 1942 in Kraft.

(2) Die Verordnung gilt auch in den cin- 
geglicdcrten Ostgebieten.

Krankenversicherung der Rentner; hier: 
Zusatzversicherung auf Sterbegeld, a) Fristen, 

b) Beginn der Beitragspflicht.
Erl. d. RAM. v. 31. 3. 1942 — II a 5043/42 — 

(RAB1. S. II 248):
Zur Behebung von Zweifeln weise ich uuf 

folgendes hin:
u) Ich beabsichtige nicht, die nach § 13 

Abs. 1 der Verordnung vom 4. November 1941 
(RGBl. I S. 689)*) festgesetzte Frist allgemein

») DZW. XVII S. 260. *) DZW. XVII S. 260.
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zu verlängern. Nur in den Einzelfallen, in 
denen es sich um Rentner handelt, die schon 
bisher bei einer anderen Krankenkasse ver­
sichert waren, dort einen Sterbegeldanspruch 
hatten und die Weiterversicherung aufgegeben 
haben, will ich nichts dagegen einwenden, daß 
der Antrag als rechtzeitig gestellt gilt, wenn 
die Frist aus wichtigen Gründen nicht ein­
gehalten werden konnte.

b) Die zusätzliche Sterbegeldversichcrung 
nach § 13 der Verordnung über die Kranken­
versicherung der Rentner vom 4. November 
1941 (RGBl. I S. 689) ist vor allem deshalb 
geschaffen worden, um denjenigen Rentnern, 
die bisher bei einer anderen Krankenkasse 
weiterversichert waren und dort einen Sterbe­
geldanspruch • hatten, die Aufgabe dieser 
Weiterversicherung zu ermöglichen. Sie ist 
insoweit einer freiwilligen Weiterversicherung 
glcichzustellen. Ebenso wie die freiwillige 
Weiterversicherung nicht mit dem Tage der 
Anzeige, sondern mit dem Ende der versiche­
rungspflichtigen Beschäftigung beginnt, an die 
sie anschließen soll, ist daher auch der Beginn 
der Zusatzversicherung nicht auf den Tag des 
Eingangs der Erklärung, sondern auf den Tag, 
an dem die Rentnerkrankenversicherung für 
den Rentner inKraft getreten ist, zurückzuver­
legen, also für bei Einführung der Rentner­
krankenversicherung laufende Renten auf den 
1. August 1941. Bei Rentnern, die aus einer 
vcrsicherungspflichtigcn Beschäftigung aus- 
scheidcn (§13 Abs. 1 Satz 2 zweiter Satzteil 
der Verordnung vom 4. November 1941), be­
ginnt die Zusatzversicherung mit dem auf das 
Ende der Beschäftigung folgenden Tage, bei 
Rentnern, die sich nach § 15 der Verordnung 
vom 4. November 1941 von einer anderen 
Krankenversichcrungspflicht haben befreien 
lassen (§13 Abs. 1 Satz 2 dritter Satzteil der 
Verordnung vom 4. November 1941), mit dem 
Beginn der Befreiung von der Versicherungs­
pflicht. Die Zusatzversicherungsbeiträge sind 
vom 1. d. Mts. an zu entrichten, in dem die 
Zusatzversicherung beginnt. Im übrigen liegt 
der frühzeitige Beginn der Zusatzversicherung 
auch im Interesse des Rentners, denn die 
Leistungen der Zusatzversichentng haben den 
Charakter von Mehrleistungen der Reichs­
versicherungsordnung. Es gilt daher für' sie 
auch eine auf Grund des § 208 RVO. durch 
Satzungsbcstimmung eingeführte Wartezeit.

Die mir wegen der vorstehend behandelten 
Fragen vorgelcgten Berichte sehe ich hiermit 
als erledigt an.

Leistungen der Krankenversicherung der 
Rentner; hier: Zuschüsse zur Familienkrankcn- 

hauspflege.
Erl. d. RAM. v. 27. 3. 1942 — II a 4603/42 — 

(RABl. S. II 248):
Ich beabsichtige, zu bestimmen, daß Zu­

schüsse zur Familienkrankenhauspflege (§ 205 
Abs. 3 Satz 4 RVO.) nicht als Barleistungen

im Sinne des § 9 Satz 3 der Verordnung über 
die Krankenversicherung der Rentner vom 
4. November 1941 (RGBl. I S. 689)1) gelten. 
Es bestehen keine Bedenken, daß schon jetzt 
entsprechend verfahren wird.

*) DZW. XVII S. 260.

Vereinfachung der Verwaltung; hier: Wegfall 
der Verlängerungsscheine bei Krankenhaus - 

behandlung.
Erl. d. RAM. v. 7. 3. 1942 — Ha 3393/42 — 

(RABl. S. II 168):
Bereits mit meinem Erlaß vom 19. Sep­

tember 1939 — Ha 12 601/39 — habe ich zu­
nächst probeweise angeordnet, daß die Kran­
kenkassen von dem Erfordernis der Verlänge­
rungsanträge bei solchen Krankenhäusern ab- 
sehen, die sich bereit erklären, den Kranken­
kassen und dem Vertrauensärztlichen Dienst 
die Möglichkeit zu geben, die für die Sach- 
bcarbeitung erforderlichen Klarstellungen zu 
treffen. Auf Grund dieses Erlasses sind bereits 
im überwiegenden Teile des Reichsgebietes 
sachdienliche Vereinbarungen geschlossen wor­
den. Jedoch konnte noch nicht überall ein be­
friedigender Zustand geschaffen werden.

Die Beseitigung aller nicht unbedingt 
nötigen Vcrwaltungsarbeit ist während des 
Krieges unabweisbar. Auf Grund des mir 
durch den Erlaß des" Führers und Reichs­
kanzlers über die Vereinfachung der Verwal­
tung vom 28. August 1939 (RGBl. I S. 1535) 
unter V Abs. 1 gegebenen ^Weisungsrechts 
ordne ich daher für.die Kriegsdauer an, daß 
die Krankenkassen von dem Erfordernis der 
Verlängerungsanträge allgemein absehen. Ich 
gebe hierbei davon aus, daß die Krankenhäuser 
weiterhin bestrebt sein werden, die Kranken­
kassen in ihrer Arbeit zu unterstützen und 
ihnen die Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 
die sie zu einer sachgemäßen Bearbeitung des 
Versichcrungsfalles benötigen. Dabei ersuche 
ich, durch Vereinbarungen sichcrzustellen, daß, 
abgesehen von den Einlicferungs- und Ent- 
lassungsanzeigcn, die Auskünfte an Kranken­
kassen und Vertrauensärztlichen Dienst mög­
lichst mündlich oder fernmündlich erteilt 
werden. Auf die Festlegung bestimmter Be­
sprechungstage weise ich ausdrücklich hin.

Sechstes Gesetz
über .Änderungen in der Unfallversicherung. 

Vom 9. März 1942 (RGBl. I S. 107):
Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz 

beschlossen, das hiermit verkündet wird: 
Artikel 1

Die Rcichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert:

Nr. 1. Die §§ 537 bis 554 c werden unter der 
Überschrift
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„Drittes Buch 
Unfallversicherung 

Erster Teil
Gemeinsame Vorschriften“ 

durch folgende Vorschriften ersetzt:
„§' 537

Gegen Arbeitsunfall sind, unbeschadet des 
§ 541, versichert

1. alle auf Grund eines Arbeits-, Dienst- oder 
Lehrverhältnisses Beschäftigten,

2. die im Gesundheits- und Veterinärwesen 
sowie in der Wohlfahrtspflege Tätigen,

3. die Angehörigen des Deutschen Roten 
Kreuzes, der Technischen Nothilfe und der 
Feuerwehren sowie die feucrwehrtech- 
nischen Aufsichtsorgane, ferner Personen,

- die in einem Unternehmen zur Hilfe bei 
Unglücksfällen tätig sind,

4. Personen, die einen über das allgemeine 
luftschutzmäßige Verhalten binausgehcn- 
den Dienst im Luftschutz leisten, sofern 
sie durch die hierzu berufenen Stellen 
herangezogen sind oder Gefahr im Verzüge 
ist, ferner Amtsträger des Reichsluftschutz­
bundes während ihrer Tätigkeit für den 
Luftschutz,

5. Personen, die ohne besondere rechtliche 
Verpflichtung
a) einen anderen aus gegenwärtiger Le­

bensgefahr retten oder zu retten unter­
nehmen,
bei sonstigen Unglücksfällen oder ge­
meiner Gefahr oder Not Hilfe leisten 
oder unentgeltlich oder als Inhaber des 
amtlichen Blutspenderausweises Blut 
spenden,

b) einem Amtsträger der Nationalsozia­
listischen Deutschen Arbeiterpartei 
oder des Staates, von dem sie zur 
Unterstützung bei einer Diensthand­
lung zugezogen werden, Hilfe leisten,

c) sich bei Verfolgung oder Festnahme 
einer Person, die einer strafbaren 
Handlung verdächtig ist, oder zum 
Schutze eines widerrechtlich Angegriffe­
nen persönlich einseizen,

6. Personen, die zur Schaustellung oder Vor­
führung artistischer oder künstlerischer 
Leistungen vertraglich verpflichtet sind,

7. Hausgewerbetreibende und Heimarbeiter, 
ihre im Unternehmen tätigen Ehegatten 
und die sonstigen mitarbeitenden Per­
sonen,

8. in der landwirtschaftlichen Unfallversiche­
rung auch die Unternehmer und die mit 
dem Unternehmer in häuslicher Gemein­
schaft lebenden Ehegatten sowie Personen, 
die beim Reichsnährstand, einschließlich 

. seiner Zusammenschlüsse und nngcglic- 
derten Organisationen, oder sonst nach 
§ 915 Abs. 1 Buchst, c tätig werden,

9. Unternehmer gewerblicher Klcinbetriehc 
der Seefischerei (§ 1058), wenn sie zur 
Besatzung des Fahrzeugs gehören und bei

dem Unternehmen regelmäßig keine oder 
höchstens zwei Versicherungspflichtige 
gegen Entgelt beschäftigen, sowie deren 
im Unternehmen tätigen Ehegatten,

10. Personen, die wie ein nach den Nm. 1 bis 9 
Versicherter tätig werden, auch wenn dies 
nur vorübergehend geschieht,

11. Lernende während der beruflichen Aus­
bildung und ehrenamtlich Lehrende in 
Betriebsstätten, Lehrwerkstätten, Fach­
schulen, Berufsfach- und Berufsschulen, 
Schulungskursen und ähnlichen Einrich­
tungen, soweit es sich um die Ausbildung 
für eine der in den Nm. 1 bis 9 genannten 
Tätigkeiten handelt.

§ 538 -
(1) Die Satzung kann die Versicherungs­

pflicht auf Untemeh.aer, soweit sie nicht 
bereits nach diesem Gesetz versichert sind, 
erstrecken, mit Ausnahme der Haushalts­
vorstände, ferner auf Lotsen, die ihr Gewerbe 
für eigene Rechnung betreiben, auf Reeder 
(§ 1060), die zur Besatzung des Fahrzeugs 
gehören, sowie auf weitere vom Reichsarbeits­
minister bezcichnete Personenkreise.

(2) Das gleiche gilt für die im Unternehmen 
tätigen Ehegatten.

(3) Der Reichsarbeitsminister kann die Ver- 
sicherungspflicht für Gruppen von Unter­
nehmern ausschließen.

§ 539
(1) In der Allgemeinen und in der See- 

Unfallversicherung können sich Unternehmer, 
die nicht schon nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes versichert sind, mit Ausnahme der 
Haushaltsvorstände, sowie Lotsen, die ihr 
Gewerbe für eigene Rechnung betreiben, frei­
willig gegen die Folgen von Arbeitsunfällcn 
versichern.

(2) Das gleiche gilt für die im Unternehmen 
tätigen Ehegatten.

(3) Die Versicherung tritt außer Kraft, 
wenn der Beitrag binnen einem Monat nach 
Mahnung nicht bezahlt worden ist. Eine 
Neuanmeldung bleibt so lange unwirksam, 
bis der rückständige Beitrag entrichtet wor­
den ist.

§ 540
(1) Die Satzung bestimmt, unter welchen 

Bedingungen gegen Unfälle versichert werden 
können

1. durch den Unternehmer Personen, die 
nicht im Unternehmen beschäftigt sind, 
aber die Betriebsstätte besuchen oder auf 
ihr verkehren,

2. durch den Leiter des Versichcrungsträgers 
dieser selbst, seine Stellvertreter sowie die 
Mitglieder des Beirats und der Ausschüsse.

(2) § 539 Abs. 3 gilt.
§ 541

Versicherungsfrei sind
1. Beamte und Verwaltungslehrlinge, soweit 

ihnen Unfallfürsorge nach dem Deutschen
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Beamtengesetz gewährleistet ist, mit Aus­
nahme der Ehrenbeamten,

2. Angehörige der Wehrmacht, der Waffen-^ 
und des Reichsarbeitsdienstes, soweit ihnen 
Fürsorge und Versorgung gewährleistet ist,

3. Mitglieder geistlicher Genossenschaften 
und Schwestern von Diakonissen- oder 
gleichgerichteten Mutterhäusern, soweit 
ihnen nach den Regeln ihrer Gemeinschaft 
lebenslängliche Versorgung gewährleistet 
ist,

4. Schwestern vom Deutschen Roten Kreuz, 
soweit ihnen nach Feststellung der ober­
sten Verwaltungsbehörde eine der reichs­
gesetzlichen Unfallversicherung entspre­
chende Versorgung gewährleistet ist,

5. Rechtsanwälte, Notare, Ärzte, Zahnärzte, 
Dentisten, Apotheker und Heilpraktiker 
bei ihrer freiberuflichen Tätigkeit,

6. Anwalts- und Notarassessoren bei ihrer 
beruflichen Tätigkeit,

7. Angestellte, soweit ihnen Unfallfürsorge 
entsprechend den jeweiligen Vorschriften 
für Rcichsbeamtc auf Lebenszeit gewähr­
leistet ist,

8. Verwandte und Verschwägerte des Haus­
haltsvorstandes (§§ 1589, 1590 des Bürger­
lichen Gesetzbuchs) bei imentgeltlicher 
Beschäftigung im Haushalt, unbeschadet 
des § 916 Abs. 1. Personen, die zur Kran­
kenversicherung nicht oder als freiwillig 
Versicherte gemeldet sind, gelten als un­
entgeltlich beschäftigt.

§ 542
(1) Arbeitsunfälle sind Unfälle, die ein Ver­

sicherter bei einer der in den §§ 537 bis 540 
genannten Tätigkeiten erleidet.

(2) Verbotswidriges Handeln schließt die 
Annahme eines Arbeitsunfalls nicht aus.

§ 543
(1) Als Arbeitsunfälle gelten auch Unfälle 

auf einem, mit der Tätigkeit in dem Unter­
nehmen zusammenhängenden Weg nach und 
von der Arbcits- oder Ausbildungsstätte. Der 
Umstand, daß der Versicherte wegen der Ent- 
feruung’seiner ständigen Familienwohnung von 
der Arbeitsstätte (Ausbildungsstätte) die­
ser oder in ihrer Nähe eine Unterkunft 
schließt die Versicherung des Weges von 
nach der Familienwohnung nicht aus.

(2) Als Arbcitsunfällc gelten ferner* Unfälle 
bei einer mit der Tätigkeit in dem Unter­
nehmen zusammenhängenden Verwahrung, 
Beförderung, Instandhaltung und Erneuerung 
des Arbeitsgeräts, auch wenn cs vom Ver­
sicherten gestellt wird.

hat,
und

§ 544
Die Versicherung erstreckt sich auch auf 

andere Dienste, zu denen Versicherte, die 
hauptsächlich im Unternehmen tätig sind, von 
dem Unternehmer oder dessen Beauftragten 
hcrangc'sogcn werden.

. (1) Die Reichsregierung kann durch Ver­
ordnung bestimmte Krankheiten als Berufs­
krankheiten bezeichnen. Auf solche Krank­
heiten finden die Vorschriften der Unfall­
versicherung Anwendung ohne Rücksicht 
darauf, ob die Krankheit durch einen Unfall 
oder durch eine schädigende Einwirkung ver­
ursacht ist, die nicht den Tatbestand des 
Unfalls erfüllt.

(2) Die Reichsregierung kann die Durch­
führung der Unfallversicherung bei Berufs­
krankheiten und Art und Voraussetzung ihrer 
Entschädigung regeln.

. ’ Zweiter Teil 
Allgemeine Unfallversicherung 

Erster Abschnitt 
Umfang der Versicherung

- § 546
Die Allgemeine Unfallversicherung umfaßt 

alle nach den 
weit sie nicht 
der See-Unfallversicherung unterliegen.

§ 547
(1) Durch die Satzung können mit Zustim­

mung der beteiligten landwirtschaftlichen Bc- 
rufsgenossenschaft Versicherte in landwirt­
schaftlichen Unternehmen, die Nebenbetriebe 
sind, der Allgemeinen Unfallversicherung un­
terstellt werden, wenn in dem Nebenbetrieb 
überwiegend Personen aus dem Hauptbetrieb 
tätig sind. Einigen sich die beteiligten Ver- 
sicheruiigsträger nicht, so entscheidet auf 
Antrag das Reichsversicherungsamt.

(2) Die in einem Seeschiffahrts- oder einem 
anderen unter den § 1046 fallenden Unter­
nehmen Beschäftigten unterliegen der All­
gemeinen Unfallversicherung, wenn dieses 
Unternehmen wesentlicher Bestandteil eines 
der Allgemeinen Unfallversicherung zugehö­
rigen Unternehmens ist und nicht über den 
örtlichen Verkehr hinausreicht.

§ 548
(1) Gehören mehrere Unternehmen, die ein 

Unternehmer in dem Bezirke desselben Ober- 
versichcrungsnmts hat, verschiedenen Ge­
nossenschaften an, so können sic auf Antrag 
des Unternehmers einer Genossenschaft zu- 
getcilt werden, wenn in den Unternehmen 
zusammen regelmäßig nicht mehr als zwanzig 
Versicherungspflichtige beschäftigt werden.

(2) Über den Antrag entscheidet das Ober- 
versicherungsamt nach Anhörung der be­
teiligten Genossenschaften.

(3) Die Beschwerde gegen die Entscheidung 
des Oberversichcrungsamts steht dem Unter­
nehmer und den beteiligten Genossenschaften 
zu.“

Nr. 2. Im § 559 d erhält der letzte Satz fol­
gende Fassung:

„Für Verletzte, die nicht nach den Vor. 
Schriften der Reichsversicherungsordnung gc§

§ 545

§§ 537 bis 540 Versicherten, so- 
der landwirtschaftlichen oder
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gen Krankheit versichert sind, wird der 
Grundlohn nach dem Jahresarbeitsverdienst 
berechnet.“

Nr. 3. Der § 559e wird wie folgt geändert:
a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„Bei Verletzten, die nach den Vorschriften

der Reichsversicherupgsordnung gegen Krank­
heit versichert sind, gilt als Jahresarbeits­
verdienst für die Berechnung des Tagegeldes 
und des Familien geldes das Dreihundert­
sechzigfache des Grundlohncs.“

b) An Stelle des bisherigen Abs. 3 tritt fol­
gender Abs. 3:

„(3) Der Anspruch auf Tage- und Familien­
geld ruht, wenn und soweit der Verletzte 
während der Heilanstältpflege oder Anstalt­
pflege Arbeitsentgelt erhält.“

Nr. 4. Hinter dem § 5591 wird eingefügt: 
„§ 560

Während der Dauer der Heilbehandlung 
(offenen Krankenbehandlung, Heilanstalt­
pflege, Krankenpflege, Krankenhauspflege) 
oder Anstaltpflege kann der Versicherungs­
träger dem Verletzten und seinen Angehörigen 
eine besondere Unterstützung gewähren.“

Nr. 5. Die §§ 563 bis 572 werden durch fol­
gende Vorschriften ersetzt:

„§ 563
(1) Die Rente wird nach dem Jahresarbeits­

verdienst berechnet.
(2) Als Jahresarbeitsverdienst gilt der Arbeits­

entgelt, den der Verletzte während des letzten 
Jahres vor dem Unfall bezogen hat, oder, falls 
dies für den Verletzten günstiger ist, das Drei­
hundertfache des durchschnittlichen Ver­
dienstes für den vollen Arbeitstag im Unter­
nehmen. Als Arbeitstag gilt jeder Tag, für 
den Lohn oder Gehalt gezahlt worden ist.

(3) Der Jahresarbeitsverdienst betrügt, auch 
bei Anwendung der §§ 564 und 566, mindestens 
das Dreihundertfache des Ortslohns für Er­
wachsene, der zur Zeit des Unfalls für den 
Bcschüftigungsort des Versicherten festgesetzt 
ist, höchstens jedoch 7200 Reichsmark; die 
Satzung kann einen höheren Betrag* bestim­
men.

(4) Hat der Verletzte nur stundenweise ge­
arbeitet, so darf der durchschnittliche Ver­
dienst für den vollen Arbeitstag nicht höher 
bemessen werden als der durchschnittliche 
Verdienst bei einer Beschäftigung während 
des ganzen Arbeitstages. Entsprechendes gilt, 
wenn sich der Jahresarbeitsverdienst aus min­
destens wochenweise bestimmten Beträgen 
zusummense'tzt.

§ 564
(1) Als Jahresarbeitsverdienst gilt das Er­

werbseinkommen, das der Versicherte im 
Kalenderjahr vor dem Unfall gehabt hat, 
wenn er den Unfall erlitten hat

1. bei einer außerberuflichen Tätigkeit in 
einem Unternehmen, das dem gemeinen

Nutzen dient und nicht auf Erwerb ge­
richtet ist,

2. bei einer Hilfeleistung im Sinne des § 537 
Nr. 5,

3. bei einer Tätigkeit nach § 537 Nr. 6, wenn 
nach der Art der Verpflichtung die Be­
rechnung nach § 563 Abs. 2 und 3 nicht

4.
gezogen war,

5. während er nur vorübergehend und, ohne 
Entgelt zu erhalten, im Unternehmen be­
schäftigt war, insbesondere um einem 
Betriebsangehörigen einen bezahlten Ur­
laub zu verschaffen,

6. wenn er in einem Unternehmen zur beruf­
lichen Ausbildung (§ 537 Nr. 11) beschäf­
tigt, aber bereits vorher erwerbstätig war,

7. bei Pflichtarbeiten oder bei Maßnahmen 
der wertschaffenden Arbeitslosenhilfe.

(2) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 4 wird als 
Jahresarbeilsverdienst das Erwerbseinkommen 
zugrunde gelegt, das der Verletzte in dem 
Kalenderjahr vor seiner Heranziehung gehabt 
hat, wenn dies für ihn günstiger ist. In den 
Fällen des Abs. 1 Nm. 6 und 7 verbleibt es bei 
der Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes 
nach § 563, wenn dies für den Verletzten gün­
stiger ist; hierbei gilt, sofern dies für den Ver­
letzten, eine weitere Vergünstigung bedeutet, 
als Tag des Unfalls der letzte Tag der Erwerbs­
tätigkeit.

(3) Als Erwerbseinkommen aus land- oder 
forstwirtschaftlicher Betätigung gilt der für 
den Verletzten bei einem Unfall in land- oder 
forstwirtschaftlichen Unternehmen maßge­
bende Jahresarbeitsverdienst (§§ 932 ff.).

(4) Erleidet ein Beamter bei einer ehren­
amtlichen Tätigkeit in der öffentlichen und 
freien Wohlfahrtspflege (§ 537 Nr. 2) oder bei 
den im § 537 Nm. 3 bis 5 und Nr. 10 ange­
führten Tätigkeiten einen Unfall, so gilt als 
Jahresarbeitsverdienst der für die Versorgung 
aus einem Dienstunfall in Betracht kommende 
Dienstbezug. Rente ist jedoch nur insoweit 
zu zahlen, als sie die Dienst- oder Versorgungs­
bezüge des verletzten Beamten übersteigt. 
Führt der Unfall zur Dienstunfähigkeit des 
Beamten und dadurch zur Beendigung des 
Beamtenverhültnisses, so ist Vollrente zu 
zahlen, die zusammen mit den Versorgungs­
bezügen aus dem Beamtenverhältnis nicht 
höher sein soll als die Versorgungsbezüge, auf 
die der verletzte Beamte bei Vorliegen eines 
Dicnstunfalls Anspruch hätte. • Die Höhe 
dieser Versorgungsbezüge stellt die Dienst­
behörde endgültig fest. Für die Hinterblie­
benen gilt Entsprechendes.

§ 565
(1) Befand sich der Verletzte zur Zeit des 

Unfalls noch in einer Berufs- oder Schul­
ausbildung, so wird von dem Zeitpunkt ab, 
in welchem die begonnene Ausbildung voraus­
sichtlich abgeschlossen gewesen wäre, der 
Jahresarbeitsverdienst nach dem Entgelt be-

angemessen erscheint,
während er zu besonderem-Einsatz heran-
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rechnet, der dann für Personen gleicher Aus­
bildung durch Tarif oder sonst allgemein für 
einzelne Berufsjahre festgesetzt ist; hierbei 
sind Verdiensterhöhungen, die von der Er­
reichung eines bestimmten Lebens- oder 
Berufsjahres ab allgemein festgesetzt sind, die 
der Verletzte aber voraussichtlich erst nach 
Vollendung seines dreißigsten Lebensjahres 
erreicht hätte, nicht zu berücksichtigen.

(2) Entsprechendes gilt bei einem Verletzten, 
der zur Zeit des Unfalls noch nicht einund­
zwanzig Jahre alt war,.für die nach Vollendung 
des einundzwanzigsten Lebensjahres zu ge­
währende Rente, sofern diese Berechnung für 
den Verletzten günstiger ist.

§ 566
Läßt sich die Berechnung des Jahresarbeits­

verdienstes nach den §§ 563 bis 565 nicht 
durchführen oder erscheint der nach den §§ 564 
und 565 berechnete Jahresarbeitsverdienst 
unbillig, so ist der Jahresarbeitsverdienst nach 
billigem Ermessen festzustellen. Hierbei ist 
außer den Fähigkeiten, der Ausbildung und 
der Lebensstellung des Verletzten seine Er- 

• werbstütigkeit zur Zeit des Unfalls oder, soweit 
er nicht gegen Entgelt tätig war, eine gleich­
artige oder vergleichbare Erwerbstatigkeit ’zu 
berücksichtigen. Für Verwandte oder Ver­
schwägerte des Unternehmers, die keinen’Lohn 
erhalten haben, gilt der ihrer Tätigkeit ent­
sprechende Tarif- oder sonst allgemein fest­
gesetzte Lohn als Jahresarbeitsverdienst.“

Nr. 6. Der § 624a erhält folgende Fassung: 
„§ 624a

Das Reich ist auch Träger der Versicherung 
für die nach § 537 Nr. 4 Versicherten, sofern 
die Tätigkeit nicht Bestandteil eines zu einem 
anderen Versicherungsträger gehörenden Un­
ternehmens ist, sowie für die Versicherten bei 
den Bereitschaften des Deutschen Roten 
Kreuzes und der Technischen Nothilfe.“

Nr. 7. Die §§ 627 a bis 628 b werden durch 
folgenden § 628 ersetzt:

„§ 628
(1) Der § 624 findet auf die Gemeinden 

und Gemeindeverbände sinngemäß Anwen­
dung.

(2) Der Rcichsarbeitsminister kann im Ein­
vernehmen mit den beteiligten Reichsministern 
Näheres, auch Abweichendes, bestimmen.“

Nr. 8. Der § 653 erhält folgende Fassung: 
„§ 653

(1) Wer mit einem Unternehmen Mitglied 
einer Genossenschaft wird, hat binnen einer 
Woche der Genossenschaft, zu der das Unter­
nehmen seiner Art nach gehört, anzuzeigen

1. den Gegenstand und die Art des Unter­
nehmens,

2. die Zahl der Versicherten,
3. den Eröffnungstag und den Tag des Be­

ginns der Vcrsichcrungspflicht.
(2) § 666 findet entsprechende Anwendung.“

Nr. 9. Der § 656a erhält folgende Fassung:
„§ 656a

' (1) Kammern, Verbände, Wirtschaftsgrup­
pen und ähnliche Einrichtungen, denen Unter­
nehmen oder ihre Unternehmer kraft Gesetzes 
angehören oder angehören müssen, haben die 
Versicherungsbehörden und die Versicherungs­
träger bei der Ermittlung von Unternehmen 
zu unterstützen und ihnen Auskunft zu er­
teilen.

(2) Die Behörden, denen die Erteilung der 
Konzession, der Erlaubnis oder des Wander­
gewerbescheins nach den §§ 30, 33 a, 33 b, 
34a, § 55 Abs. 1 Nr. 4 der Gewerbeordnung 
oder eine neue Zulassung nach § 5 der Ver­
ordnung zur Durchführung des Theatergesetzes 
vom 18. Mai 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 413) 
obliegt, haben die Genossenschaft bei der Er­
mittlung der in den genannten-Vorschriften 
bezeichneten Unternehmen zu unterstützen.

(3) Der Rcichsarbeitsminister kann Näheres 
bestimmen.“

Nr. 10. Im § 659 Abs. 2 fallen die Worte 
„durch Vermittlung des Versicherungsamts“ 
weg.

Nr. 11. Im § 666 fallen die Worte „ihr und 
durch das Versicherungsamt“ weg.

Nr. 12. Der § 915 erhält unter der Über­
schrift

„Dritter Teil 
Landwirtschaftliche 

Unfallversicherung
Erster Abschnitt

Umfang der Versicherung“ 
folgende Fassung:

„§ 915
(1) Die landwirtschaftliche Unfallversiche­

rung umfaßt die Versicherten (§§ 537 bis 540)
a) in Unternehmen der Land- und der Forst-. 

Wirtschaft, des’ Garten- und des Wein­
baues sowie der .Binnenfischerei — Fisch­
zucht, Teichwirtschaft, See-, Bach- und 
Fluß£scherei — und der Imkereien (land­
wirtschaftliche Unternehmen),

b) in Jagden und in der Park- und Garten­
pflege sowie auf Friedhöfen,

c) beim Reichsnährstand (§ 537 Nr. 8) sowie 
bei Tätigkeiten, die vorübergehend für 
versicherte Unternehmen auf Grund ge­
setzlicher Verpflichtung oder im Aufträge 
oder ihit ausdrücklicher Zustimmung der 
zuständigen Verwaltungsbehörde zur Siche­
rung, Überwachung, Förderung oder Er­
haltung der land- oder forstwirtschaftlichen 
Erzeugung oder der Erzeugnisse, Baulich­
keiten oder sonstiger Betriebseinrichtungen 
ausgeübt werden; der Reichsarbeitsmi­
nister kann Näheres bestimmen,

d) bei der beruflichen Ausbildung (§ 537 
Nr. 11) für die unter Buchst, a bis c ge­
nannten Unternehmen.
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(2) Da_ Rcichsversicherungsamt kann be­
stimmen, welche Untcmehmenszweige als 
landwirtschaftliches Unternehmen gelten.“

Nr. 13. Der § 916 wird wie folgt geändert:
Im Abs. 1 erhalten Einleitung und Nr. 1 

folgende Fassung:
„(1) Als Teil des landwirtschaftlichen Unter­

nehmens im Sinne des § 915 Abs. 1 Buchst, a 
gelten

1. die Haushaltungen des Unternehmers und 
der landwirtschaftlich versicherten Ge­
folgschaftsmitglieder, wenn sic dem Unter­
nehmen wesentlich dienen.“

Nr. 14. Der § 917 erhält folgende Fassung:
- .,§ 917

Nicht als landwirtschaftliche Unternehmen 
gelten Haus-, Zier- und andere Kleingärten, 
die weder regelmäßig noch in erheblichem 
Umfange mit besonderen Arbeitskräften 
bewirtschaftet werden und deren Erzeugnisse 
hauptsächlich dem eigenen Haushalt dienen.“

Nr. 15. Der § 922 erhält folgende Fassung: 
„§ 922

§ 548 gilt auch für landwirtschaftliche Unter­
nehmen.“

Nr. 16. Hinter dem § 930 wird eingefügt:
„§ 930 a

Für Verletzte, die nicht nach den Vorschrif­
ten der Rcichsvcrsicherungsordnung gegen 
Krankheit versichert sind, wird für die Be­
messung des Krankengeldes aus der Unfall­
versicherung (§ 559 Abs. 2, § 559d) der Grund­
lohn nach dem durchschnittlichen Jahres­
arbeitsverdi v-st (§§ 932ff.) oder, wenn ein 
solcher nicht festgesetzt ist, nach dem durch
die Satzung festgesetzten Jahresarbeitsver­
dienst (§ 940 Abs. 3), in jedem Fall aber min­
destens nach dem Ortslohn des Beschäftigungs­
ortes berechnet. Ist ein Jahresarbeitsvcrdienst 
nicht festgesetzt, so wird für den Grundlohn 
der nach den §§ 563 ff. ermittelte Jahres­
arbeitsverdienst zugrunde gelegt.

§ 931
Soweit für Versicherte durchschnittliche 

Jnhresnrbcitsverdicnste (§§ 932 ff.) oder Jah- 
resarbeitsverdienste durch die Satzung (§ 940 
Abs. 3) festgesetzt sind, berechnen sich das 
Tagegeld und das Familiengeld (§ 559 e Abs. 2) 
nach diesen Verdiensten, mindestens aber 
nach dem Orlslohn des Beschäftigungsortes.“

Nr. 17. Der § 941 erhält folgende Fassung:
,.§ 941

(1) Die §§ 564 und 565 gelten entsprechend 
auch für Verletzte, für die durchschnittliche 
Jahresarbeitsverdienste festgesetzt sind. Da­
bei ist an Stelle des Tarif- oder sonst allgemein 
festgesetzten Lohnes (§ 565) der füf die höhere 
Altersstufe festgesetzte durchschnittliche Jah- 
resarbeitsverdienst maßgebend. Ist der Jah­

resarbeitsverdienst nach Satz 1 festzustellen, 
so gilt auch § 566.

(2) Bei Unfällen von Personen, die als 
Erntehelfer oder sonst vorübergehend in der 
Landwirtschaft eingesetzt sind, ist der Jahres­
arbeitsverdienst nach den §§ 564 bis 566 unter 
Berücksichtigung der im § 563 Abs. 3 fest­
gesetzten Höchstgrenze zu berechnen.“

Nr. 18. Hinter dem § 941 wird eingefügt:
„§ 942

Ist in den Fällen des § 941 der Verletzte 
in seiner hauptberuflichen Tätigkeit bei einem 
Träger der Allgemeinen Unfallversicherung 
versichert, so erstattet dieser Versicherungs­
träger der landwirtschaftlichen Berufsgenos­
senschaft die Leistungen, soweit sie über das 
hinausgehen, was nach den sonstigen Vor­
schriften der landwirtschaftlichen Unfallver­
sicherung zu leisten ist.“

Nr. 19. Der § 1046 erhält unter der Über­
schrift

„Vierter Teil 
Sec-Unf all Versicherung 

Erster Abschnitt 
Umfang der Versicherung“ 

folgende Fassung:
t,§ 1046

Die Sce-Unfallversicherung umfaßt
a)

werden,
b) die Versicherten bei der beruflichen Aus­

bildung (§ 537 Nr. 11) für die unter 
Buchst, a genannten Unternehmen.“

Nr. 20. Hinter dem § 1066e wird eingefügt:
„§ L066f

(1) Für Verletzte, die nicht nach den Vor­
schriften der Reichs Versicherungsordnung ge­
gen Krankheit versichert sind,, wird bei der 
Bemessung-dcs Krankengeldes aus der Unfall­
versicherung (§ 559 Abs. 2, § 559d) der Grund- 
lqhn nach dem durchschnittlichen Jahres­
arbeitsverdienst (§§ 1067ff.) oder, wenn ein 
solcher nicht festgesetzt ist, nach dem durch 
die Satzung festgesetzten Jahresarbeitsver­
dienst (§ 1079), in jedem Fall aber mindestens 
nach dem Ortslohn im Heimathafen des 
Schiffes berechnet. Ist ein Jahresarbeits­
verdienst nicht festgesetzt, so wird für den 
Grundlohn der nach den §§ 563 ff. ermittelte 
Jahresarbeitsverdienst zugrunde gelegt.

(2) Soweit für Versicherte durchschnittliche 
JahrcsarbcitsVerdienste (§§ 1067ff.) oder Jah­
resarbeitsverdienste durch die Satzung (§ 1079) 
festgesetzt sind, berechnen sich das Tagegeld 
und das Familiengcld (§ 559e Abs. 2) nach 
diesen Verdiensten.“

Nr. 21. Der § 1072 erhält folgenden Abs. 4:
„(4) Im übrigen gilt § 565 entsprechend.“

die Seeleute und die sonstigen Versicher­
ten, die in einem der Seefahrt oder der 
Seefischerei dienenden Unternehmen tätig
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Nr. 22. Der § 1553 Abs. 1 erhält folgende 
Fassung:

„(1) Der Unfall ist der durch die Satzung 
des Versicherungsträgers bestimmten Stelle 
anzuzeigen. Bei Unfällen in Unternehmen, 
für die eine Berufsgenossenschaft der All­
gemeinen Unfallversicherung zuständig ist, ist 
ein zweites Stück der Anzeige dem zuständigen 
Gewerbeaufsichtsamt zu übersenden. Stirbt 
der Verletzte infolge des Unfalls, so ist die 
Anzeige auch der Ortspolizeibehörde des Un­
fallortes zu erstatten.“

Nr. 23. Der § 1559 Abs. 1 erhält folgende 
Fassung:

„(1) Ist ein Versicherter getötet worden, so 
untersucht die Ortspolizeibehörde des Unfall­
ortes sobald als möglich den Unfall.“

Nr. 24. In der Reichsversicherungsordnung 
fallen die §§ 654 bis 656, § 660 Satz 2, §§ 661, 
662, 923, 1049a, § 1057 Nr. 1, § 1057a Abs. 1, 
§ 1058 Abs. 1, §§ 1059, 1061, 1062 bis 1064 
und § 1553 Abs. 4 weg.

Artikel 2

„Das gleiche gilt, wenn Gefangene einen 
Unfall bei einer Beförderung auf der Reichs­
bahn erleiden.“

§ 4
In der Dritten Verordnung über die Ausdeh­

nung der Unfallversicherung auf Berufskrank­
heiten vom 16. Dezember 1936 (Reichsgesetz­
blatt I S. 1117)1) fallen im § 3 Abs. 3 die Sätze 2 
und 3 sowie im Satz 4 die Worte ,,§§ 567 bis 
569a, 570 bis 572 der Reichsversicherungs­
ordnung sowie die“ weg.

§ 5
Von der Verordnung des Reichspräsidenten 

über Maßnahmen zur Erhaltung der Arbeits­
losenhilfe und der Sozialversicherung sowie zur 
Erleichterung der Wohlfahrtslasten der Ge­
meinden vom 14. Juni 1932 (Reichsgesetzbl. I 
S. 273) treten im Ersten Teil, Kapitel II, 
Artikel 4 die §§ 1, 2 außer Kraft, soweit sie 
nicht bereits durch das Fünfte Gesetz über 
Änderungen in der Unfallversicherung vom 
17. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 267)2) 
außer Kraft getreten sind. Die neuen Leistun­
gen werden vom 1. April 1942 ab mit Wirkung 
vom 1. Januar 1942 gewährt.

§ 1
(1) Bei Unfällen, die sich in der Zeit vom 

1. Januar 1929 bis zum 1. September 1939 er­
eignet haben, ist der Jahresarbeitsverdienst in 
der Weise neu zu berechnen, daß der bei 
Feststellung der ersten Dauerrente ermittelte, 
vom Verletzten während der Beschäftigung im
Unternehmen durchschnittlich für den vollen 
Arbeitstag bezogene Entgelt mit der Zahl 280 
und bei Arbeitern, die regelmäßig nach der 
Art ihrer Beschäftigung nur einen Teil des 
Jahres gearbeitet haben (Saisonarbeiter), mit 
der Zahl 240 vervielfältigt wird, wenn wegen 
Einlegung von Feierschichten eine geringere 
Zahl von Arbeitstagen berücksichtigt'worden 
ist; der volle Arbeitstag ist mit sechs Arbeits­
stunden anzusetzen, wenn infolge von Kurz­
arbeit der durchschnittliche Verdienst für den 
vollen Arbeitstäg aus einer geringeren Stunden­
zahl berechnet worden ist.

(2) Die Umrechnung nach Abs. 1 ist mit 
Wirkung vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an 
vorzunehmen. Der Versicherungsträger hat 
dem Verletzten darüber einen Bescheid (§ 1583 
Abs. 1) zu erteilen. Die Umrechnung gilt als 
Neufeststellung einer Dauerrente wegen Ände­
rung der Verhältnisse.

(3) Abs. 1 und 2 finden keine Anwendung 
bei Renten, die nach durchschnittlichen Jah­
resarbeitsverdiensten berechnet sind.

§ 2
Im Deutschen Beamtengesetz § 184 Abs. 2 

fällt der letzte Satz weg.
§ 3

Im Gesetz, betreffend die Unfallfürsorge für 
Gefangene, vom 30. Juni 1900 (Reichsgesetzbl. 
S. 536) wird dem § 1 Abs. 1 folgender Satz 
angefügt:

§ 6
Im Gesetz über das Deutsche Rote Kreuz 

vom 9. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1330)3) erhält § 16 folgende Fassung:

„§ 16
Das Reich ist Träger der Unfallversicherung 

für die Versicherten bei den Bereitschaften des 
Deutschen Roten Kreuzes. Hierzu gehören 
die nach § 14 genehmigten Lehrgänge, die 
sonstige Ausbildung und der Einsatz des 
Deutschen Roten Kreuzes zur Hilfeleistung 
bei öffentlichen Notständen und bei Unglücks­
fällen.“

Artikel 3
§ 1

Der Reichsarbeitsminister kann im Einver­
nehmen mit den beteiligten Reichsministem 
zur Durchführung und Ergänzung dieses Ge­
setzes Rechts- und VerwaltungsvorSchriften 
erlassen sowie Maßnahmen zum Ausgleich von 
Härten treffen. Er kann die Vorschriften des 
Dritten Buchs der Reichsversicherungsordnung 
an dieses Gesetz anpassen und neu bekannt­
geben. Dahei können überholte Vorschriften 
weggelassen und Unstimmigkeiten beseitigt 
werden.

§ 2
(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 

1. Januar. 1942 in Kraft. Soweit bereits bisher 
entsprechend verfahren ist, bewendet cs dabei.

(2) Der Rcichsarbeitsminister kann im Ein­
vernehmen mit den beteiligten Reichsministem 
Vorschriften dieses Gesetzes für alle Versicher­
ten oder für bestimmte Personenkreise zu 
einem früheren Zeitpunkt in Kraft setzen.

*) DZW. XII S. 589.
*) DZW. XIV S. 662.
3) DZW. XIII S. 535.
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Durchführung dej Sechsten Gesetzes über 
Änderungen in der Unfallversicherung; hier:

Gemeindliche Unfallversicherung;
Erl. d. RAM. v. 16. 3. 1942 — II a 1889/42 — 

(RABl. S. II 201):
Auf Grund des § 628 Abs. 2 der Reichs­

versicherungsordnung in der Fassung des 
Sechsten Gesetzes über Änderungen in der 
Unfallversicherung vom 9. März 1942 (RGBl. I 
S. 107)1) bestimme ich im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister des Innern, dem Reichs­
minister für Ernährung und Landwirtschaft, 
dem Reichsverkehrsminister und dem General­
inspektor für Wasser und Energie mit Wir­
kung vom 1. Januar 1942:

1. Träger der gemeindlichen Unfallversiche­
rung sind in den Städten mit über 500 000 
Einwohnern die Gemeinden, im übrigen 
die Gemeindeunfallversicherungsverbände.

2. Als gemeindliche Unternehmen gelten auch 
Unternehmen, die in einer selbständigen 
Rechtsform betrieben werden, wenn Ge­
meinden oder Gemeindeverbände an ihnen 
überwiegend beteiligt sind.

3. Die Träger der gemeindlichen Unfallver­
sicherung sind auch zuständig für die Haus­
haltungen.

4. Personen, die in gemeindlichen Verkehrs­
unternehmungen in gemeindlichen Elektri- 
zitäts-, Gas- oder Wasserwerken oder in 
gemeindlichen landwirtschaftlichen Unter­
nehmen (§ 915 Abs. 1 Buchstabe a der 
Reichsversicherungsordnung) beschäftigt 
werden, werden bei den bisher zuständigen 
Versicherungsträgem versichert.

*) DZW. XVIII S. 26.

Kinderbeihilfe an Erwerbsbeschränkte.
RdErl. d. RMdl. v. 13. 4. 1942 

— IV b 693/42-1070 a — (MBliV. S. 750):
Zur Klärung der Frage, in welchen Fällen 

einem Haushaltsvorstand, der zu mindestens 
85 v.H. in seiner Erwerbsfähigkeit beschränkt 
ist, die Kinderbeihilfe gewährt werden kann, 
verweise ich auf den nachstehend abgedruckten 
RdErl. des RFM. vom 16. 3. 1942, der beson- 
ders für die Beurteilung Tuberkulöser Be­
deutung hat.

Anlage

Der Reichsminister der Finanzen 
S 2197-433 III

Berlin, den 16. 3. 1942
(1) Kinderbeihilfe kann einem Haushaits- 

vorstand, der zu mindestens 85 v.H. in seiner 
Erwerbsfähigkeit beschränkt ist, für das erste 
und jedes weitere Kind nur gewährt werden, 
wenn die Erwerbsbeschränkung eine dauernde 
ist. Eine dauernde Erwerbsbeschränkung 
liegt vor, wenn sie voraussichtlich bis aus

Lebensende bestehen wird. Die Möglichkeit 
einer Besserung oder Beseitigung des Leidens 
schließt die Annahme einer dauernden Er­
werbsbeschränkung nicht aus. Ist eine Heilung 
oder Besserung des Leidens, durch die die 
Minderung der Erwerbsfähigkeit auf weniger 
als 85 v.H. sinkt, in den nächsten zwei oder 
drei Jahren zu erwarten, dann ist nur eine 
vorübergehende Erwerbsbeschränkung anzu­
nehmen. Es liegt nicht im Sinne der Kinder- 
beibilfe-VO. v. 9. 12. 1940 *), bei der Zubilli­
gung der Sondervergünstigung nach Abschn. 2 
Abs. 2 Ziff. 1 meines Erl. v. 30. 1. 1941 
— S 2197-1 III —2) besonders großzügig zu 
verfahren.

(2) Bestehen nach der Gewährung von 
Kinderbeihilfe Zweifel, ob die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit noch mindestens 85 v.H. be­
trägt, so kann ein neues amtsärztliches Zeugnis 
gefordert werden. Für das Zeugnis ist eine 
Gebühr von 3 RM zu entrichten. Hinweis auf 
den RdErl. des RMdl. v. 11. 9. 1941 — IV b 
1859/41-1070 a —3), den Finanzämtern be­
kanntgegeben durch meinen Erl. v. 8. 10. 1941 
— S 2197-348 III —2). Eine Nachunter­
suchung der Bcihilfeempfänger soll jährlich 
höchstens einmal stattfinden.

(3) Der RMdl. hat diesem Erl. zugestimmt.

*) RGBl. 1940 I S. 1571; DZW. XVI S. 301.
2) Nicht veröffentlicht.
3) RMBliV. 1941 S. 1649.

Frauenmilchsammelstellen.
RdErl. d. RMdl. v. 24.4. 1942 — IV g 

6038/42-5336 — (MBliV. S. 785):
(1) Auf Grand des § 4 Abs. 2 der VO. über 

Frauenmilchsammelstellen v. 15. 10. 1941 (RG­
Bl. I S. 642)J) habe ich „Vorschriften über 
Einrichtung, Betrieb und Überwachung der 
Frauenmilchsammelstellen“ erlassen, die in 
Nr. 16 des Reichsgesundheitsblattes 1942 ver­
öffentlicht worden sind. Die neuen Vorschrif­
ten treten an die Stelle der bisherigen Richt­
linien der Reichsarbeitsgemeinschaft für Mutter 
und Kind.

(2) Sonderdrucke, die zugleich den Wortlaut 
der VO. über Frauenmilchsammelstellen v. 
15. 10. 1941 enthalten, sind von der Reichs­
arbeitsgemeinschaft für Mutter und Kind, 
Berlin W 62, Einemstr. 11, zu beziehen. Zum 
Zwecke der Papierersparais werden diese 
Sonderdrucke jedoch nur an Behörden und 
an die bereits bestehenden Frauenmilchsam- 
rpelstellen sowie an solche Stellen, welche die 
Einrichtung einer neuen Frauenmilchsammel­
stelle planen, abgegeben.

(3) Der RdErl. v. 27. 10. 1941 (MBliV.
S. 1953)2) tritt außer Kraft.

i) DZW. XVII S. 209.
3) DZW. XVII S. 265.

t

33



Schutzimpfung
gegen Typhus, Paratyphus und 

Fleckfieber.
BdErl. d. RMdl. v. 20. 4. 1942 — IVg $60/42- 

5570 — (MBliV. S. 788):
. (1) Volksgenossen, denen aus beruflichen 
oder anderen Gründen ein längerer Auf­
enthalt in den besetzten Gebieten, dem Ge­
neralgouvernement oder im Ausland bevor­
steht, wird empfohlen, sich gegen Typhus und 
Paratyphus impfen zu lassen. Ist ein Auf­
enthalt in den besetzten Ostgebieten oder im 
Generalgouvernement vorgesehen, so wird

eine rechtzeitige Schutzimpfung auch gegen 
Fleckfieber empfohlen.

(2) Die Impfungen werden auf Antrag vom 
Gesundheitsamt oder dem Hausarzt gegen Er­
stattung der vorgeschriebenen Gebühren vor­
genommen. Die Impfstoffe können vom 
Robert-Koch-Institut, Reichsanstalt zur Be­
kämpfung der übertragbaren Krankheiten, in 
Berlin und von den Behringwerken in Marburg 
(Lahn) bezogen werden.

(3) Unberührt bleiben die von einer Obersten 
Reichsbehörde erlassenen Vorschriften über 
Schutzimpfungen der Angehörigen ihrer Dienst­
stellen.

Umschau

Kriegsehernrentenempfänger 
im Arbeitseinsatz.

Sowohl das Reichsversorgungsgesetz(RVG.)1) 
als auch das Wehrmachtfürsorge- und - Ver­
sorgungsgesetz (WFVG.)2) sehen für bedürftige 
Eltern im Falle des an einer Dienstbcschädi- 
gung eingetretenen Todes ihres Ernährers eine 
Eltemrente vor. Während das WFVG. die 
Bedürftigkeit der Eltern schlechthin als 'Vor­
aussetzung für die Zuständigkeit der Eltern­
rente fcsUegt, so daß der Behörde ein ge­
wisser Spielraum für die in ihr Ermessen 
gestellte Entscheidung gelassen ist, ist im 
RV G. der Begriff der Bedürftigkeit gesetzlich 
durch die Nichterreichung bestimmter Ein­
kommensgrenzen umschrieben. Jede Über­
schreitung dieser Einkommensgrenzen ist 
bei einer nach dem RVG. bewilligten Eltem­
rente eine wesentliche Veränderung im Sinne 
des § 57 RVG., die zur Herabsetzung bzw. 
Entziehung der Eltemrente zu führen hat.

In einer Zeit, in der jede Arbeitskraft be­
nötigt wird und jeder Volksgenosse bestrebt 
sein muß, trotz Alters und beschränkter Ar­
beitsfähigkeit die ihm verbliebene Arbeits­
kraft in den Dienst der Allgemeinheit zu 
stellen, kann eine Arbeitsbercitschaft und Ar­
beitsfreude nur dann erzielt werden, wenn 
nicht jedes aus Arbeit gewonnene Einkommen 
selbsttätig eine Herabsetzung oder Entzie­
hung der Eltemrente zur Folge hat. Aus dieser 
Erkenntnis heraus ist durch eine im Reichs­
versorgungsblatt Nr. 2 Seite 6 veröffentlichte 
Anordnung des OKW. vom 28. 1. 19423) be­
stimmt worden: Elteraversorgungsbczüge nach 
dem RVG. und dem WFVG. dürfen bis auf 
weiteres nicht herabgesetzt oder entzogen 
werden, wenn Eltern, die das 70. Lebensjahr 
vollendet haben, eine Arbeit aufgenommen 
haben und daraus ein Einkommen erzielen. 
Ist eine Elternversorgung nach dem 26. 8. 1939 
entzogen oder herabgesetzt worden, so bleibt

x) DZW. XV S. 95.
*) DZW. XIV S. 387.
3) DZW. XVIII S. 22.

bei der Prüfung, ob Eltemversorgung 
zugewähren oder zu erhöhen ist, d

ng wieder- 
das Ein-

kommen aus einer Erwerbstätigkeit für die 
Zeit vom 1. 1. 1942 ab außer Ansatz, wenn die 
Eltern das 70. Lebensjahr vollendet haben. 
Hat nur ein Eltemteil das 70. Lebensjahr voll­
endet, so bleibt bei dieser Prüfung das Arbeits­
einkommen des Eltemtcils außer Ansatz, der 
das 70. Lebensjahr vollendet hat.

Diese neue Anordnung reiht sich den in der 
letzten Zeit ergangenen Bestimmungen an, die 
darauf hinauslaufen, die Arbeitsfreude von 
Versorgungsberechtigten nicht durch Ein­
schränkungen der Vereorgungsbezüge zu hem­
men. Die neue Bestimmung wird ohne Zweifel 
dazu beitragen, noch brachliegende, wenn auch 
beschränkte Arbeitskraft für den Arbeits­
einsatz in der Heimat zu mobilisieren.

Oberregierungsrat Köster.

Ermäßigung der Kraftpostfahrgebühren für 
Kriegsbeschädigte und Schwerkriegsbeschä­

digte.
Durch Verfügung des Reichspostministc- 

riums vom 20. 1. 1942 (Rcichsversorgungsblatl 
S. 6) sind die Bestinunungen über die Ge­
bührenermäßigung erweitert und zusarnmen- 
gefaßt worden. Danach wird den Kriegs­
beschädigten und den Schwerkriegsbeschädig­
ten für bestimmte Fahrten eine Fahrgeld­
ermäßigung von 50 v. H. der Regelfahrgebühr 
gewährt. Kriegsbeschädigte erhalten die Ver­
günstigung bei Fahrten zum Besuch von 
Erholungsstätten. Schwerkriegsbeschädigten 
wird die Ermäßigung darüber hinaus u. a. 
bei Fahrten zur Behandlung durch Fachärzte, 
zuin Besuch von Ausbildungslehrgängen, zur 
Vorstellung beim Arbeitgeber und zum Stellen­
antritt gewährt.

Kampf gegen die Tuberkulose.
Die vor wenigen Monaten mit dem Sitz in 

Berlin gegründete Internationale Vereinigung 
gegen die Tuberkulose läßt bereits jetzt 
ihre praktische Wirksamkeit erkennen. 
In den einzelnen nngcschlossenen Staaten,
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Belgien, Bulgarien, Deutschland, Finnland, 
Frankreich, Holland, Griechenland, Italien, 
Japan, Kroatien, Norwegen, Rumänien, Slo­
wakei, Spanien und Ungarn, sind die Kräfte zu 
einer intensiven Bekämpfung dieser Volks­
krankheit unter besonderer Berücksichtigung 
der Kriegsverhältnisse aktiviert worden. In 
der ersten Sitzung der Verwaltungskommission 
der Internationalen Vereinigung konnten die 
notwendigen gemeinsamen Schritte beraten 
werden.

Wie Reichsgesundheitsführer Dr. Conti in 
einer Schlußansprache feststelltc, geht Europa 
unter der Führung der Achsenmächte daran, 
die Voraussetzungen für das Gelingen der in 
Angriff genommenen Arbeit in persönlicher 
Fühlungnahme der in der Tuberkulosebekämp­
fung tätigen Ärzte zu schaffen. Der verstärkte 
Abwehrkampf gegen die Tuberkulose in einer 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit sei ge­
rade während des Krieges besonders zu be­
grüßen. Jede übertriebene Besorgnis sei un­
nötig. Der Reichsgesundheitsführer gab einen 
Überblick über die Entwicklung der Tuber­
kulosebekämpfung in Deutschland und über 
den Ausbau der Einrichtungen zur Bekämp­
fung der Tuberkulose. Die Internationale Ver­
einigung gegen die Tuberkulose, deren Präsi­
dent Prof. Dr. Paolucci-Rom ist, lasse schon 
jetzt ihre praktische Bedeutung erkennen.

Die Verhandlungen der Verwaltungskom­
mission — Präsident ist der Leiter des Rcichs- 
tuberkulose-Ausschusses Dr. Walter-Berlin, 
Erster Generalsekretär Prof. Dr. Kayser- 
Petersen-Berlin, Zweiter Generalsekretär Prof. 
Dr. Bochetti-Rom — führten zur Bildung von 
Arbeitsgruppen, -denen die verschiedenen Auf­

gaben in der Tuberkulosebekämpfung über­
tragen wurden. Im Herbst wird eine zweite 
Zusammenkunft stattfinden, um die Richt­
linien für die verschiedenen Aufgabengebiete 
festzulegen.

Über alle hemmenden Einflüsse hinweg und 
trotz der Schwierigkeiten, die die Gegenwart 
den europäischen Ländern und dem befreun­
deten Japan aüfcrlegt, haben sich in einem 
für die Gesundheit aller Völker wichtigen 
Problem mitten im Kriege die verantwortungs­
bewußten europäischen Staaten und Japan zu­
sammengefunden und ihre besten Sachkenner 
in der Tuberkulosebekämpfung zu einer engen 
Zusammenarbeit geführt. Auch dieses Vor­
gehen ist ein Beispiel dafür, daß Europa nach* 
dem Kriege einer glücklicheren Zukunft ent­
gegengeführt wird.

besser unäqe»u»4er )

Aus Xeitscüriften und Büchern

Diskussion über den Lebensstandard des eng­
lischen Arbeiters.

Eine eingehende Untersuchung und Be­
trachtung des Lebensstandards des englischen 
Arbeiters in Heft 4 1941 der Neuen Inter­
nationalen Rundschau der' Arbeit kommt zu 
folgendem Ergebnis:

Wir sind in unserer Problemstellung von der 
Tatsache ausgegangen, daß man allgemein in 
der Welt dem englischen Durchschnittsarbeiter 
einen hohen, über das Niveau anderer Länder 
hinausgehenden Lebensstandard zuschreibt. 
Wir können am Schluß unserer Betrachtungen 
nunmehr behaupten, daß der hohe Lebens­
standard des englischen Arbeiters ein Irrtum 
ist. Es ist hier augenscheinlich ein auf ein 
kleines Gebiet begrenzter Tatbestand ver­
allgemeinert worden; cs sind nämlich die sehr 
hohen Löhne gewisser Gruppen hochqualifi­
zierter Spezialarbciter (z. B. im graphischen 
Gewerbe, in der Maschinenindustrie usw.) 
allen Arbeitern zugeschrieben worden. Gewiß 
verdient der hochqualifizierte Facharbeiter in

England, wie wir gesehen haben, sehr hohe 
Löhne; es wird aber niemand bestreiten 
wollen, daß das nicht auch in‘ Deutschland 
und vielen anderen europäischen Ländern der 
Fall ist. Hochqualifizierte Spezialarbeit hat 
immer besonders hohe Löhne zu verzeichnen 
gehabt. Den hohen Löhnen der Facharbeiter 
in England gegenüber aber bleibt die große 
Masse der übrigen Facharbeiter und der un­
gelernten Arbeiter in der Entlohnung weit 
hinter dem zurück, was ihnen in außer­
englischen Ländern zugestanden wird. Die 
Sage von der hohen Lebenshaltung der eng­
lischen Arbeiterschaft gründet sich auf einige 
wenige wirklich hohe Spitzenlöhne, ver­
schwiegen aber wird dabei die Lage der breiten 
Masse, die auch in Friedenszeilen, als alles 
für den normalen Lebensbedarf Notwendige 
im Überfluß in Großbritannien vorhanden war, 
nach englischen einwandfreien Zeugnissen 
infolge unzureichender Entlohnung ein erträg­
liches Existenzminimum nicht erreichen 
konnte.
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Tuberkuloseerfassung im vertrauensärztlichen 
Dienst. Vbn Dr. med. Hans-Ullrich Rit- 
schel. Praktische Tuberkulose-Bücherei, 
27. Heft, mit 26 Abbildungen. Verlag 
Georg Thieme, Leipzig 1941, 62. Seiten.
Die seit 10—12 Jahren betriebene intensive 

Suche nach der unbekannten Tuberkulose 
ergibt, daß in etwa 2—3% der vorgenommenen 
Röntgenuntersuchungen aktive Lungentuber­
kulosen gefunden wurden, die zur knappen 
Hälfte bisher unbekannt sind. Die Aufgaben 
des vertrauensärztlichen Dienstes, der in den 
Kreisen der Versicherten nicht gleichmäßig 
beliebt ist, hier weiterhin zum Wohl des Volks­
ganzen zu arbeiten, werden herausgestellt, die 
Untersuchungsergebnisse mit eingehender Dar­
stellung der Fälle bekanntgegeben.

Das Gefahrenmoment in der Mädchenerziehung. 
Von Dr. Alice Förster. Verlag des In­
stituts für Heilpädagogik, Luzern 1941, 
131 Seiten.
Das Problem der Gefahrenmomente in der 

Mädchenerziehung wird konstitutionsbedingt, 
entwicklungsbedingt, endogen und exogen 
gesehen. Die pädagogische Haltung wird bis 
Rosseau nur in der Gefahrcnausschaltung, 
dann erstmalig in eirfem Wagen in der Mädchen­
erziehung gesehen. In der neuesten Zeit 
treten neben das'Wagen-auch die Gefahren­

verminderung, die Gefahrenumwandlung und 
die Gefahrenüberwindung. Die Verf. will, 
daß das Mädchen nicht vor den eingehend ge­
schilderten Gefahren behütet wird, sondern, 
mit ihnen vertraut gemacht, ihnen begegnet 
und sie überwinden lernt.

Selbstmord. Von Prof. Dr. Hans W. Gruhle.
Mit 44 Kurven. Verlag Georg Thieme,
Leipzig 1940, 152 Seiten.
Die ungewöhnlich klare systematische Arbeit 

betrachtet den Selbstmord in allen möglichen 
Beziehungen und kömmt zu dem Schluß, daß 
es selbstmordsteigcmde und selbstmordsen­
kende Faktoren gibt. Zu der ersten Gruppe 
gehören wirtschaftliche Not, Zunahme der 
Bevölkerungsdichte, Einsamkeit in der Stadt, 
Zugehörigkeit zu bestimmten Berufen. Die 
selbstmordscnkenden Einflüsse sind u. a. wirt­
schaftlicher Aufschwung, ländliche Beschäfti­
gung, Alter, Ehe, u. a. m. Hieraus ergibt sich 
der Hinweis, wo die Behandlung einsetzen 
könnte. U. a. Hemmung der Landflucht, Sich- 
kümmem um Landmädchen in der Stadt 
u. a. m. Die Betreuung der einzelnen Selbst­
mordgefährdeten wird besprochen. Die relative 
Unmöglichkeit, den Selbstm'ord beginnender 
echter Psychosen zu hindern und der Schwie­
rigkeit der Selbstmordneigung älterer Leute 
entgegenzutreteo, wird betont.
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